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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
anderer Gesetze 


A. Problem und Ziel 

Die Krise der Kapitalmärkte der vergangenen Jahre hat einige Lücken und 
Schwächen des gegenwärtigen Regulierungsinstrumentariums gezeigt. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich der Rückversicherung, für den Schutz der Versi- 
cherten im Falle von Untemehmenskrisen und für die Aufsicht über Versiche- 
rungs-Holdinggesellschaften. Der vorliegende Entwurf beseitigt diese Schwä- 
chen. Daneben regelt das Gesetz die Aufsicht über öffentlich-rechtliche 
Zusatz- Versorgungskassen neu und ändert die Rechtsform der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen. 

1 . Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

• Anpassung des deutschen Aufsichtssystems über Rückversicherungen an 
international anerkannte Aufsichtsstandards, insbesondere durch Einfüh- 
rung eines Zulassungsverfahrens entsprechend demjenigen für Erstversi- 
cherer. 

• Schaffung gesetzlicher Sicherungseinrichtungen für die Lebensversiche- 
rung und die Krankenversicherung. Beim Zusammenbruch eines Versiche- 
rers sollen die Versicherungsverträge auf Anordnung der Aufsichtsbe- 
hörde auf den Sicherungsfonds übertragen werden, der diese Verträge 
saniert, indem er die erforderlichen Kapitalanlagen zur Verfügung stellt 
und die Verträge danach an ein anderes Versicherungsuntemehmen weiter 
überträgt. Die Durchführung der Aufgabe soll auf private Einrichtungen 
wie die bereits bestehenden „Protektor“ und „Medicator“ übertragen wer- 
den. 

• Die Aufsichtsbehörde erhält verbesserte Eingriffsmöglichkeiten gegenü- 
ber Versicherungs-Holdinggesellschaften und Inhabern wesentlicher Be- 
teiligungen. Dies ist notwendig, um die Umgehung der Aufsicht durch die 
Ausnutzung gesellschaftsrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten zu verhin- 
dern. 

2. Änderung des Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen 

Die Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen zahlt Renten 
für ehemalige Bedienstete der Privateisenbahnen, die bis 1952 von der Versi- 
cherungspflicht in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
ausgenommen waren. Nachdem diese Ausnahmevorschriften aufgehoben 
wurden, ist die Kasse aktiv nur noch als Einrichtung der betrieblichen Alters- 
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Versorgung für Verkehrs- und Versorgungsbetriebe tätig. Da der Anteil des 
vom Bund finanzierten Geschäfts kontinuierlich zurückgeht (Ende 2002: 984 
von 6 640 Rentnern; daneben bestehen 6 578 aktive Versicherungsverhält- 
nisse) ist der öffentlich-rechtliche Status der Kasse aufzuheben. 

3. Änderung des Kreditwesengesetzes 

Es handelt sich um Anpassungen an neue Bestimmungen zur Geldwäsche aus 
dem Vierten Finanzmarktförderungsgesetz, die dort versehentlich nicht mit 
geregelt worden waren. 

4. Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Die neuen Sicherungsfonds für die Lebens- und Krankenversicherung sollen 
von der Körperschaft- und damit - per Verweisung - von der Gewerbesteuer 
befreit sein, da sie nicht gewinnorientiert arbeiten. Diese Regelung gilt bereits 
für die Einlagensicherungsfonds im Bankenbereich. 


B. Lösung 

Änderung der genannten Gesetze sowie Erlass einer Verordnung über die Kapi- 
talausstattung der Rückversicherungsuntemehmen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aufgrund der Änderungen keine Kos- 
ten. Bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) wird ein ge- 
ringer Mehrbedarf an Personal für die operative Versicherungsaufsicht entste- 
hen, der sich nicht beziffern lässt. Die BaFin deckt ihre Kosten durch die ihrer 
Aufsicht unterstellten Unternehmen über die Erhebung von Gebühren und die 
Umlegung von Kosten nach dem Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz. 


E. Sonstige Kosten 

Die vom Gesetz vorgesehene Pflichtmitgliedschaft der Lebens- und Kranken- 
versicherer verursacht für diese Unternehmen Mehrkosten durch die Mitglieds- 
beiträge. Sofern keine Versicherer-Konkurse eintreten, sind diese Kosten ver- 
nachlässigbar. Selbst bei größeren Schäden sind messbare Erhöhungen der 
Versicherungsbeiträge nicht zu erwarten. Auswirkungen auf die Verbraucher- 
preise und das allgemeine Preisniveau sind ebenfalls nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 




Juni 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und anderer Gesetze 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 800. Sitzung am 1 1. Juni 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefugten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
anderer Gesetze*) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 Nr. 1 5 des Gesetzes vom 
5. April 2004 (BGBl. I S. 502), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 1 a wird wie folgt gefasst: 

„§ la Öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtun- 
gen“. 

b) Nach § la wird folgende Angabe eingefugt: 

„§ Ib Versicherungs-Holdinggesellschaften“. 

c) Nach § 83 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 83a Sonderbeauftragter“. 

d) Die Angabe zu § 87 wird wie folgt gefasst: 

„§ 87 Widerruf der Erlaubnis, Abberufung von Ge- 
schäftsleitem“. 

e) Die Zwischenüberschrift vor § 119 und die Angaben 
zu den §§ 119 bis 121 werden wie folgt gefasst: 

„Vlla. Rückversicherungsaufsicht 
§ 1 19 Erlaubnis; Antrag; einzureichende Unterlagen 
§ 120 Zulässige Rechtsformen; Umfang der Erlaubnis 
§ 121 Versagung der Erlaubnis“. 

f) Nach „§ 121 werden folgende Angaben eingefugt: 

„§ 121a Laufende Rechts- und Finanzaufsicht 
§ 121b Anlagegrundsätze 
§ 121c Widerruf der Erlaubnis 
§ 12 Id Verordnungsermächtigung 
§ 121e Bestandsschutz 
VIII. Übergangsvorschriften 
§ 122 Fortsetzung des Geschäftsbetriebs 
§ 123 Sicherungsvermögensfähigkeit 
§ 123a Bestehende öffentlich-rechtliche Ver- 
sorgungseinrichtungen 
§ 123b Rückversicherungsuntemehmen“. 

g) Nach der Angabe zu § 123 wird folgende Zwischen- 
überschrift eingefügt: 

„Villa. Sicherungsfonds“. 


*) Dieses Gesetz dient zum Teil der Umsetzung der Richtlinie 2003/41/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 über 
die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der be- 
trieblichen Altersversorgung (ABI. EG Nr. L 235 S. 10). 


h) Die Angaben zu den §§ 124bisl33a werden wie folgt 
gefasst: 

„§ 124 Pflichtmitgliedschaft 
§ 125 Übertragung der Versicherungsverträge 
§ 126 Sicherungsfonds 
§ 127 Beleihung Privater 
§ 128 Aufsicht 

§ 129 Finanzierung des Sicherungsfonds 
§ 130 Rechnungslegung des Sicherungsfonds 
§ 131 Mitwirkungspflichten 
§ 132 Ausschluss 
§ 133 Verschwiegenheitspflicht 
§ 133a Zwangsmittel“. 

i) Nach§ 144b wird folgende Angabe eingefugt: 

„§ 144c Ordnungswidrigkeiten beim Betrieb des 
Sicherungsfonds“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 3 werden nach Nummer 4 folgende Num- 
mer 4a und 4b eingefugt: 

„4a. die öffentlich-rechtlichen Krankenversorgungs- 
einrichtungen des Bundeseisenbahnvermögens 
und die Postbeamtenkrankenkasse; 

4b. die Versorgungsanstalt des Bundes und der Län- 
der, die Bahnversicherungsanstalt - Abteilimg B - 
und die Versorgungsanstalt der Deutschen Bun- 
despost;“. 

3 . § 1 a wird wie folgt gefasst: 

„§la 

Öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen 

(1) Für öffentlich-rechtliche Versicherungsuntemehmen 
des öffentlichen Dienstes oder der Kirchen, die aus- 
schließlich die Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebe- 
nenversorgung zum Gegenstand haben, gelten nur § 13 
Abs. 1, die §§ 14, 54 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2, § 55 
Abs. 1 und 2, § 55a sowie die §§ 81, 81a, 82, 83, 83a, 86, 
88, 89 und 89a; für die nach Landesrecht errichteten und 
der Landesaufsicht unterliegenden Versicherungsunter- 
nehmen dieser Art kann das Landesrecht Abweichendes 
bestimmen. 

(2) Soweit öffentlich-rechtliche Einrichtungen, ein- 
schließlich der rechtlich unselbstständigen kommunalen 
und kirchlichen Zusatzversorgungskassen und der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder, im Wege der 
freiwilligen Versicherung Leistungen der Altersvorsorge 
anbieten, ist für die diesen Geschäften entsprechenden 
Verbindlichkeiten und Vermögenswerte ein separater Ab- 
rechnungsverband einzurichten. Die Verbindlichkeiten 
und Vermögenswerte werden ohne die Möglichkeit einer 
Übertragung getrennt von den anderen Geschäften der 
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Einrichtung verwaltet und organisiert. Auf den Abrech- 
nungsverband finden die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Geschäfte der Pensionskassen mit Ausnahme des 
§ 156a entsprechend Anwendung; die Einrichtungen un- 
terliegen insoweit auch der Versicherungsaufsicht. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungsuntemehmen im Sinne des Absatzes 1 und 2, die 
nicht der Landesaufsicht unterliegen, von der Aufsicht 
nach diesem Gesetz freizustellen, wenn nach den gesetz- 
lichen Vorschriften über die Errichtung der Unternehmen 
oder den zwischen den Unternehmen und ihren Trägem 
bestehenden Vereinbamngen eine Beaufsichtigung zur 
Wahmng der Belange der Versicherten nicht erforderlich 
erscheint. Für die nach Landesrecht errichteten und der 
Landesaufsicht unterliegenden Versichemngsuntemeh- 
men dieser Art kann das Landesrecht Abweichendes be- 
stimmen.“ 

4. Nach § 1 a wird folgender § Ib eingefügt: 

„§ Ib 

Versicherangs-Holdinggesellschaften“ 

(1) Versichemngs-Holdinggesellschaften sind Unter- 
nehmen mit Sitz im Inland, deren Haupttätigkeit der Er- 
werb und das Halten von Beteiligungen an Erst- oder 
Rückversichemngsuntemehmen ist. Für Unternehmen, 
die auch das Erst- oder Rückversichemngsgeschäft be- 
treiben, gelten nur die Vorschriften über die Beaufsichti- 
gung von Erst- oder Rückversichemngsuntemehmen. 

(2) Für Versichemngs-Holdinggesellschaften gelten 
neben den Absätzen 3 und 4 nur die §§ 2, 7a Abs. 1 Satz 1 
und 4 sowie Abs. 2, § 13dNr. 1, 2, 4, 4a und 5, 55, 55a, 57 
bis 59, 83, 84, 89a, 102 bis 104, 137, 138 sowie 150 ent- 
sprechend; § 81 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(3) In den Fällen des § 104h kann die Aufsichtsbehörde 
die erforderlichen Maßnahmen auch gegenüber der je- 
weiligen Versichemngs-Holdinggesellschaft anordnen. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann Befugnisse, die Orga- 
nen einer Versichemngs-Holdinggesellschaft nach Ge- 
setz, Satzung oder Geschäftsordnung zustehen, ganz oder 
teilweise auf einen Sonderbeauftragten übertragen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein oder 
mehrere Geschäftsleiter die Voraussetzungen des § 7a 
Abs. 1 nicht erfüllen, oder 

2. die Versichemngs-Holdinggesellschaft nachhaltig ge- 
gen Bestimmungen dieses Gesetzes oder die zur 
Durchfühmng dieses Gesetzes erlassenen Verordnun- 
gen oder Anordnungen verstoßen hat. 

§ 83a Abs. 2 gilt entsprechend. 

(5) In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 1 oder wenn 
Geschäftsleiter vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes, gegen die zur Durchfüh- 
mng dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen oder ge- 
gen Anordnungen der Aufsichtsbehörde verstoßen und 
trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde dieses Ver- 
halten fortsetzen kann die Aufsichtsbehörde auch die Ab- 
bemfung der Geschäftsleiter verlangen und ihnen die 
Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. 


5 . § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 wird in Nummer 2 das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt, in Nummer 3 der 
Punkt durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende 
Nummer 4 eingefügt: 

„4. wenn es gemäß § 1 32 von dem Sichemngsfonds 
ausgeschlossen wurde.“ 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist ein gemäß § 124 sichemngspfiichtiges Versiche- 
mngsuntemehmen betroffen, informiert sie zusätz- 
lich den Sichemngsfonds.“ 

6. In § 1 1 a Abs. 3 Nr. 3 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„stellt er bei der Ausübung seiner Tätigkeit Tatsachen 
fest, die den Bestand des Unternehmens gefährden oder 
seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können, 
hat er den Vorstand und die Aufsichtsbehörde sofort zu 
unterrichten.“ 

7. In § 12 Abs. 4a Satz 2 wird nach dem Wort „Für“ die 
Angabe „private Zahnersatzversichemngen nach § 58 
Abs. 2 SGB V, für“ eingefügt. 

8. In § 12b Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 3 Satz 1 
und 3“ durch die Angabe „Absatz 3 Satz 1, 3 und 4“ er- 
setzt. 

9. § 13a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft und den anderen Ver- 
tragsstaaten des EWR Abkommens“ durch die Wör- 
ter „Mitglied- oder Vertragsstaaten“ und die Wörter 
„Mitgliedstaat oder Vertragsstaat“ durch die Wörter 
„Mitglied- oder Vertragsstaat“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden jeweils die Wörter „Mitglied- 
staat oder Vertragsstaat“ durch die Wörter „Mit- 
glied- oder Vertragsstaat“ ersetzt. 

10. In § 1 3 d wird nach Nummer 2 folgende Nummer 2a ein- 
gefügt: 

„2a. nach Erteilung der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 
das Inkrafttreten sowie spätere Ändemngen der Ge- 
schäftsordnungen des Vorstandes und des Auf- 
sichtsrates unter Beifügung dieser Unterlagen,“. 

11. § 1 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz la werden die Wörter „mit Sitz in Mit- 
glieds- oder Vertragsstaats“ durch die Wörter „mit 
Sitz in einem Mitglieds- oder Vertragsstaat“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird vor dem Wort „Bundesanzei- 
ger“ das Wort „elektronischen“ eingefügt. 

12. In § 28 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz wird vor dem Wort 
„Bundesanzeiger“ das Wort „elektronischen“ eingefügt. 

13. § 8 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 6 erster Halbsatz wird vor dem Wort 
„Bundesanzeiger“ das Wort „elektronischen“ einge- 
fügt. 

b) Absatz 2a wird aufgehoben. 
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14. § 83 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) 
durch die Angaben (§ 5 Abs. 3 Nr. 4, § 119 Abs. 2 
Nr. 6) ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach den Wörtern „des Versiche- 
rungsunternehmens“ die Wörter „und der Erfüllung 
der geldwäscherechtlichen Verpflichtungen durch 
Versicherungsmakler im Sinne des § 1 Abs. 4 Satz 2 
des Geldwäschegesetzes vom 25. Oktober 1993 
(BGBl. I S. 1770), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2676) 
geändert worden ist“ eingefügt. 

15. Nach § 83 wird folgender § 83a eingefügt: 

„§ 83a 

Sonderbeauftragter 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann Befugnisse, die Orga- 
nen eines Versicherungsuntemehmens nach Gesetz, 
Satzung oder Geschäftsordnung zustehen, ganz oder 
teilweise auf einen Sonderbeauftragten übertragen, 
wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein oder 
mehrere Geschäftsleiter die Voraussetzungen des 
§ 7a Abs. 1 nicht erfüllen, 

2. das Versicherungsunternehmen nachhaltig gegen 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
oder Anordnungen verstoßen hat, oder 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die dau- 
ernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Ver- 
sicherungsverträgen gefährdet ist. 

(2) Die durch die Bestellung des Sonderbeauftragten 
entstehenden Kosten einschließlich der diesem zu ge- 
währenden Vergütung fallen dem Versicherungsunter- 
nehmen zur Last. Die Höhe dieser Vergütung setzt die 
Aufsichtsbehörde fest. Sofern das Versicherungsunter- 
nehmen zur Zahlung der Vergütung vorübergehend 
nicht in der Lage ist, kann die Aufsichtsbehörde an den 
Sonderbeauftragten Vorschusszahlungen erbringen.“ 

16. In § 84 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort „Garan- 
tiefonds“ durch das Wort „Sicherungsfonds“ ersetzt. 

17. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Widerruf der Erlaubnis, Abberufung von Ge- 
schäftsleitem“. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die Aufsichtsbehörde kann die Abberufung 
von Geschäftsleitem verlangen und diesen Geschäfts- 
leitem die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen, 
wenn 

1 . ihr Tatsachen bekannt werden, die auch die Ver- 
sagung einer Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 rechtfertigen würden, 

2. der Geschäftsleiter vorsätzlich oder leichtfertig 
gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes, ge- 
gen die zur Durchführung dieses Gesetzes erlas- 
senen Verordnungen oder gegen Anordnungen 


der Aufsichtsbehörde verstoßen hat und trotz 
Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde dieses 
Verhalten fortsetzt.“ 

18. In § 88a wird vor dem Wort „Bundesanzeiger“ das Wort 
„elektronischen“ eingefügt. 

19. § 89a wird wie folgt gefasst: 

„89a 

Keine aufschiebende Wirkung 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnah- 
men nach § Ib Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, § 66 Abs. 3, 
§ 81 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 oder § 7 Abs. 
2, § 81b Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4, §§ 83, 
83a, 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 4 und 6, §§ 88, 89, 104 
Abs. la Satz 1, Abs. 2 Satz 1 bis 3 und Abs. 4, § 121a 
Abs. 1 in Verbindung mit § 81b Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 4, §§ 83, 83a Abs. 1 und 2, § 104 
Abs. la Satz 1, Abs. 2 Satz 1 bis 3, § 121a Abs. 3, § 121c 
Abs. 5 haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

20. In § 89b Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2a“ durch 
die Angabe „§ 83a“ ersetzt. 

21. § 104 Abs. la Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1 . der Anzeigende oder, wenn er juristische Person ist, 
ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vertreter 
oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, 
ein Gesellschafter nicht zuverlässig ist oder aus an- 
deren Gründen nicht den im Interesse einer soliden 
und umsichtigen Führung des Erstversicherungsun- 
temehmens zu stellenden Ansprüchen genügt; dies 
gilt auch dann, wenn der Erwerber aufgrund seiner 
Kapitalausstattung oder Vermögenssituation nicht 
den besonderen Anforderungen des Erstversiche- 
rungsuntemehmens gerecht werden kann, die sich 
aus dessen Kapitalausstattung oder liquiden Mitteln 
ergeben, um die dauernde Erfüllbarkeit der Ver- 
pflichtungen aus den Versicherungsverträgen zu ge- 
währleisten oder um Liquiditätsengpässe zu ver- 
meiden; ferner gilt § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zweiter 
Halbsatz entsprechend,“. 

22. In § 110a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „des Absat- 
zes 2“ durch die Angabe „der Absätze 2 bis 2b“ er- 
setzt. 

23. Nach § 118 wird folgende Abschnittsüberschrift einge- 
fügt: 

„Vlla. Rückversicherungsaufsicht“. 

24. Nach der neuen Überschrift „Vlla. Rückversicherungs- 
aufsicht“ werden folgende §§ 1 19 bis 121e eingefügt: 

„§ 119 

Erlaubnis; Antrag; einzureichende Unterlagen 

(1) Unternehmen mit satzungsmäßigem Sitz oder 
Hauptverwaltung im Inland, die ausschließlich die 
Rückversicherung betreiben, bedürfen zur Aufnahme 
oder Erweiterung des Geschäftsbetriebs der Erlaubnis 
der Aufsichtsbehörde. 

(2) Mit dem Antrag auf Erlaubnis ist ein Tätigkeits- 
plan vorzulegen. Der Tätigkeitsplan umfasst 

1 . die Satzung, 
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2. eine Darstellung des Zwecks und der Einrichtung 
des Unternehmens sowie des Gebietes des beabsich- 
tigten Geschäftsbetriebs, 

3. eine geschätzte Bilanz und eine geschätzte Gewinn- 
und Verlustrechnung für das erste Geschäftsjahr, 

4. Angaben darüber, welche Risiken im Wege der 
Rückversicherung gedeckt werden sollen, die Arten 
von Rückversicherungsverträgen, welche das Rück- 
versicherungsuntemehmen mit den Vorversicherem 
zu schließen beabsichtigt, 

5. Untemehmensverträge der in den §§291 und 292 
des Aktiengesetzes bezeichneten Art, 

6. eine Übersicht über die Verträge, durch die die Be- 
standsverwaltung, die Leistungsbearbeitung, das 
Rechnimgswesen, die Vermögensanlage oder die Ver- 
mögensverwaltung eines Rückversicherungsunter- 
nehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
einem anderen Unternehmen auf Dauer übertragen 
werden soll (Funktionsausgliederung), 

7. Angaben über Art und Umfang der beabsichtigten 
Retrozession, 

8. eine Schätzung der für den Aufbau der Verwaltung 
erforderlichen Aufwendungen; das Unternehmen 
hat nachzuweisen, dass die dafür erforderlichen Mit- 
tel (Organisationsfonds) zur Verfügung stehen, 

9. die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverläs- 
sigkeit und fachlichen Eignung der Geschäftsleiter 
(§ 7a Abs. 1) wesentlich sind, 

10. sofern an dem Rückversicherungsuntemehmen be- 
deutende Beteiligungen (§ 7a Abs. 2 Satz 3) gehal- 
ten werden 

a) die Angabe der Inhaber und die Höhe der Betei- 
ligungen, 

b) Angaben zu den Tatsachen, die für die Beurtei- 
lung der in § 7a Abs. 2 Satz 1 und 2 genannten 
Anforderungen erforderlich sind, 

c) sofern diese Inhaber Jahresabschlüsse aufzu- 
stellen haben die Jahresabschlüsse der letzten 
drei Geschäftsjahre nebst Prüfungsberichten 
von unabhängigen Abschlussprüfern, sofern 
solche zu erstellen sind und der Herausgabe an 
den Antragsteller nach deutschem Recht keine 
Hindernisse entgegenstehen, und 

d) sofern diese Inhaber Konzernen angehören die 
Angabe der Konzemstruktur und, sofern solche 
Abschlüsse aufzustellen sind, die konsolidier- 
ten Konzemabschlüsse der letzten drei Ge- 
schäftsjahre nebst Prüfungsberichten von unab- 
hängigen Abschlussprüfern, sofern solche zu 
erstellen sind und der Herausgabe an den An- 
tragsteller nach deutschem Recht keine Hinder- 
nisse entgegenstehen, 

1 1 . die Angabe der Tatsachen, die auf eine enge Verbin- 
dung (§ 121 Abs. 3) zwischen dem Rückversiche- 
rungsuntemehmen und anderen natürlichen Perso- 
nen oder Unternehmen hinweisen. 


(3) Im Rahmen der Darstellung des beabsichtigten 
Geschäftsbetriebs ist nachzuweisen, dass Eigenmittel in 
Höhe des Mindestbetrages des Garantiefonds (§ 12 Id) 
zur Verfügung stehen. Ihre Zusammensetzung ist darzu- 
legen. Zusätzlich sind für die ersten drei Geschäftsjahre 
Schätzungen vorzulegen über die Aufwendungen für 
Rückversichemngsprovisionen und die sonstigen lau- 
fenden Aufwendungen für den Betrieb des Rückversi- 
chemngsgeschäfts, die voraussichtlichen Beiträge, die 
voraussichtlichen Aufwendungen für Versichemngs- 
fälle und die voraussichtliche Liquiditätslage. Dabei 
sind die Verhältnisse darzulegen, aus denen sich die 
künftigen Verpflichtungen des Unternehmens als dau- 
ernd erfüllbar ergeben sollen, insbesondere welche 
finanziellen Mittel voraussichtlich zur Verfügung ste- 
hen werden, um die Verpflichtungen aus den Verträgen 
und die Anfordemngen an die Kapitalausstattung zu er- 
füllen. 


§ 120 

Zulässige Rechtsformen; Umfang der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis darf nur Aktiengesellschaften, Ver- 
sichemngsvereinen auf Gegenseitigkeit sowie Körper- 
schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts erteilt 
werden. Der Ort der Hauptverwaltung muss im Inland 
gelegen sein. 

(2) Die Erlaubnis wird ohne Beschränkung erteilt, 
wenn sich nicht aus Antrag oder Tätigkeitsplan etwas 
anderes ergibt. 

(3) Antrag und Tätigkeitsplan können beschränkt 
werden auf die Schaden- und Unfallrückversichemng 
einschließlich der Personenrückversicherung, soweit sie 
nicht Lebensrückversicherang ist (Nichtlebensrückver- 
sicherang), oder die Lebensrückversichemng. 

(4) Die Erlaubnis kann unter Auflagen und Bedin- 
gungen erteilt werden. 

§ 121 

Versagung der Erlaubnis 
(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1 . Tatsachen vorhegen, aus denen sich ergibt, dass die 
Geschäftsleiter die Voraussetzungen des § 7a Abs. 1 
nicht erfüllen, oder 

2. Tatsachen vorhegen, die die Annahme rechtfertigen, 
dass der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung 
(§ 7a Abs. 2) an dem Rückversichemngsuntemeh- 
men oder, wenn er eine juristische Person ist, auch 
ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vertreter, 
oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, 
auch ein Gesellschafter, nicht zuverlässig ist oder 
aus anderen Gründen nicht den im Interesse einer so- 
liden und umsichtigen Fühmng des Rückversiche- 
mngsuntemehmens zu stellenden Ansprüchen ge- 
nügt; dies gilt auch dann, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass er die von ihm aufge- 
brachten Mittel für den Erwerb der bedeutenden Be- 
teiligung durch eine Handlung erbracht hat, die ob- 
jektiv einen Straftatbestand erfüllt, oder 

3. nach den zusammen mit dem Antrag nach § 119 
Abs. 2 und 3 eingereichten Informationen und Un- 
terlagen die Verpflichtungen aus den Rückversiche- 
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rungsverhältnissen nicht genügend als dauernd er- 
füllbar dargetan sind. 

(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn Tatsa- 
chen die Annahme rechtfertigen, dass eine wirksame 
Aufsicht über das Rückversicherungsuntemehmen be- 
einträchtigt wird. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 

1 . das Rückversicherungsuntemehmen mit anderen 
Personen oder Unternehmen in einen Untemeh- 
mensverbund eingebunden ist oder in einer engen 
Verbindung zu einem solchen steht, der durch die 
Stmktur des Beteiligungsgeflechts oder mangelhafte 
wirtschaftliche Transparenz eine wirksame Aufsicht 
über das Rückversichemngsuntemehmen beein- 
trächtigt, oder 

2. eine wirksame Aufsicht über das Rückversiche- 
mngsuntemehmen beeinträchtigt wird wegen der für 
solche Personen oder Unternehmen geltenden 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Dritt- 
staates im Sinne von § 105 Abs. 1 Satz 2 und 3, oder 

3. eine wirksame Aufsicht über das Rückversiche- 
mngsuntemehmen dadurch beeinträchtigt wird, dass 
solche Personen oder Unternehmen im Staat ihres 
Sitzes oder ihrer Hauptverwaltung nicht wirksam 
beaufsichtigt werden und deren zuständige Auf- 
sichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenar- 
beit mit der Aufsichtsbehörde nicht bereit ist. 

Die Erlaubnis kann ferner versagt werden, wenn entge- 
gen § 1 19 Abs. 2 der Antrag keine ausreichenden Anga- 
ben oder Unterlagen enthält. 

(3) Eine enge Verbindung ist gegeben, wenn ein 
Rückversichemngsuntemehmen und eine andere natür- 
liche Person oder ein anderes Unternehmen verbunden 
sind 

1 . durch das unmittelbare oder mittelbare Halten durch 
ein oder mehrere Tochtemnteraehmen oder Treu- 
händer von mindestens 20 Prozent des Kapitals, der 
Stimmrechte einer Versichemngsaktiengesellschaft 
oder des Gründungsstocks eines Versichemngsver- 
eins auf Gegenseitigkeit oder 

2. als Mutter- und Tochtemntemehmen, mittels eines 
gleichartigen Verhältnisses oder als Schwestemnter- 
nehmen. Schwestemnternehmen sind Unternehmen, 
die ein gemeinsames Muttemntemehmen haben. 

(4) Aus anderen als den in Absatz 1 und 2 genannten 
Gründen darf die Erlaubnis nicht versagt werden. 

§121a 

Laufende Rechts- und Finanzaufsicht 

(1) Für die in § 119 Abs. 1 genannten Unternehmen 
gelten neben den Vorschriften dieses Abschnitts nur die 
§§ 7a, 13dNr. 1, 2, 4, 4a und 5, die §§ 55 bis 59, 83, 84, 
86, 89a, 101 bis 103, §§ 150und 156 Abs. 2. Die §§ 2, 3, 

4. 53c Abs. 1 und 3 bis 4, §§ 81b, 83a Abs. 1 und 2 und 
§104 gelten entsprechend. Für Unternehmen, die die 
Rechtsform eines Versichemngsvereins auf Gegensei- 
tigkeit haben und ausschließlich die Rückversichemng 
betreiben, gelten ferner die §§15 bis 38, § 39 Abs. 1, 2 
und 4, § 40 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2 und 3, §§ 42, 43, 
45 bis 52, § 87 Abs. 5. § 34 Satz 1 gilt entsprechend 


auch für die in § 119 Abs. 1 genannten Unternehmen, 
soweit es sich bei diesen um Versichemngsaktiengesell- 
schaften handelt. 

(2) Ändemngen bezüglich der Angaben nach § 119 
Abs. 2 Nr. 1,2,4 und 5 sowie die Absicht der Umwand- 
lung eines Rückversichemngsuntemehmens nach § 1 
des Umwandlungsgesetzes sind der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann gegenüber den Unter- 
nehmen, den Mitgliedern des Vorstandes sowie sonsti- 
gen Geschäftsleitem oder den die Unternehmen kon- 
trollierenden Personen alle Anordnungen treffen, die 
geeignet und erforderlich sind, um sicherzustellen, dass 
die Gesetze, die für den Betrieb des Rückversichemngs- 
geschäfts gelten, und die aufsichtsbehördlichen Anord- 
nungen eingehalten werden, dass insbesondere die 
Rückversichemngsuntemehmen jederzeit in der Lage 
sind, ihre Verpflichtungen aus den Rückversichemngs- 
verhältnissen zu erfüllen. Die Aufsichtsbehörde kann 
Anordnungen nach Satz 1 auch unmittelbar gegenüber 
anderen Unternehmen treffen, soweit sie für ein Rück- 
versichemngsuntemehmen Tätigkeiten wahmehmen, 
die Gegenstand eines Vertrages über Funktionsausglie- 
demngen (§119 Abs. 2 Nr. 6) sein können. 

§ 121b 

Anlagegmndsätze 

Für die Vermögensbestände, die der dauernden Er- 
füllbarkeit der Verpflichtungen aus den Rückversiche- 
mngsverhältnissen dienen, gilt § 54 Abs. 1 mit der Maß- 
gabe entsprechend, dass die Angemessenheit der 
Mischung und Streuung unter Berücksichtigung der Be- 
sonderheiten des jeweiligen Rückversichemngsunter- 
nehmens zu bewerten ist; hierbei sind auch die Kapital- 
ausstattung sowie die gesamte Finanzsituation des Un- 
ternehmens und dessen Konzemstmktur zu beachten. 
Zu den Vermögensbeständen im Sinne des Satzes 1 ge- 
hören Vermögenswerte in Höhe der versichemngstech- 
nischen Rückstellungen sowie der aus Rückversiche- 
mngsverhältnissen entstandenen Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten; die Anteile der Retro- 
zessionare bleiben außer Betracht. Bei der Ermittlung 
der sicherzustellenden Verpflichtungen sind solche Ver- 
bindlichkeiten nicht zu berücksichtigen, bei denen die 
Sicherstellung durch beim Vorversicherer gestellte Bar- 
depots erfolgt. 

§ 121c 

Widermf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis für den Betrieb der Lebensrückver- 
sichemng, der Nichtlebensrückversichemng oder für 
den gesamten Geschäftsbetrieb ist zu widermfen, wenn 
das Rückversichemngsuntemehmen ausdrücklich auf 
sie verzichtet. Sie ist ferner zu widermfen, wenn das In- 
solvenzverfahren eröffnet ist. Der Widermf der Erlaub- 
nis steht den im Rahmen des Insolvenzverfahrens erfor- 
derlichen Rechtshandlungen des Rückversichemngsun- 
temehmens nicht entgegen. Sie soll widermfen werden, 
wenn das Rückversichemngsuntemehmen 

1 . seit der Erteilung binnen zwölf Monaten von ihr kei- 
nen Gebrauch gemacht hat oder 
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2. seit mehr als sechs Monaten den Geschäftsbetrieb 
eingestellt hat. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis für den 
Betrieb der Lebensrückversicherung, der Nichtlebens- 
rückversicherung oder für den gesamten Geschäfts- 
betrieb widerrufen, wenn das Unternehmen 

1 . die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis 
nicht mehr erfüllt, 

2. in schwerwiegender Weise Verpflichtungen verletzt, 
die ihm nach dem Gesetz obliegen, 

3. voraussichtlich dauerhaft nicht mehr in der Lage 
sein wird, seine Verpflichtungen gegenüber den Vor- 
versicherem zu erfüllen, oder 

4. außerstande ist, innerhalb der gesetzten Frist die im 
Solvabilitätsplan oder im Finanzierungsplan ent- 
sprechend § 81b Abs. 1 oder 2 vorgesehenen Maß- 
nahmen durchzuführen. 

(3) Nach dem Widerruf der Erlaubnis dürfen keine 
neuen Rückversicherungsverträge mehr abgeschlossen 
und früher abgeschlossene nicht erhöht oder verlängert 
werden. 

(4) Wird die Erlaubnis widerrufen, so trifft die Auf- 
sichtsbehörde alle Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Interessen der Vorversicherer an der Durchsetzbarkeit 
ihrer Forderungen zu wahren. Insbesondere kann sie die 
freie Verfügung über Vermögensgegenstände des Un- 
ternehmens einschränken oder untersagen sowie die 
Vermögensverwaltung geeigneten Personen übertragen. 

(5) Werden der Aufsichtsbehörde Tatsachen bekannt, 
die die Versagung der Erlaubnis nach § 121 Abs. 1 Nr. 1 
rechtfertigen würden, kann sie stattdessen die Abberu- 
fung von Geschäftsleitem verlangen, auf deren Person 
sich die Tatsachen beziehen und diesen Geschäftsleitern 
auch die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. Sie kann 
ferner die Abberufung verlangen und die Ausübung der 
Tätigkeit untersagen, wenn der Geschäftsleiter vorsätz- 
lich oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen der 
Aufsichtsbehörde verstoßen hat und trotz Verwarnung 
durch die Aufsichtsbehörde dieses Verhalten fortsetzt. 

§ 121d 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften für Unternehmen im Sinne des 
§ 119 Abs. 1 zu erlassen 

1. über die Berechnung und Höhe der Solvabilitäts- 
spanne und 

2. über den für die Lebensrückversicherung und für die 
Nichtlebensrückversicherung maßgebenden Min- 
destbetrag des Garantiefonds nach Maßgabe der 
Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften betreffend die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme 
der Lebensversicherung) (ABI. EG Nr. L 228 S. 3), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/1 3/EG 


des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
März 2002 (ABI. EG Nr. L 77 S. 17), sowie 

3. darüber, wie für die Lebensrückversicherung nicht 
in der Bilanz ausgewiesene Eigenmittel errechnet 
werden und in welchem Umfang sie auf die Solvabi- 
litätsspanne und den Garantiefonds angerechnet 
werden dürfen nach Maßgabe der Richtlinie 2002/ 
83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. November 2002 über Lebensversicherungen 
(ABI. EG Nr. L 345 S. 1). 

§ 121e 

Bestandsschutz 

Für Unternehmen, die ausschließlich die Rückversi- 
cherung betreiben, dieses Geschäft bereits vor dem (ein- 
setzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes) aus- 
geübt haben und als Rückversicherungsuntemehmen 
bei der Aufsichtsbehörde registriert sind, gilt die Er- 
laubnis (§119 Abs. 1) im Umfang des bisherigen Ge- 
schäftsbetriebs als erteilt. Sie unterliegen jedoch ohne 
Einschränkung der laufenden Aufsicht.“ 

25. Nach§ 123 werden folgende Vorschriften eingefügt: 

„§ 123a 

Bestehende öffentlich-rechtliche 
Versorgungseinrichtungen 

Einrichtungen, die am (einsetzen: Tag des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes) die in § la Abs. 2 VAG genannten 
Geschäfte betreiben, haben die Anforderungen dieses 
Gesetzes und seiner Durchführungsverordnungen spä- 
testens bis zum 23 . September 20 1 0 zu erfüllen. 

§ 123b 

Rückversicherungsuntemehmen 

( 1 ) Unternehmen im Sinne des § 1 2 1 e haben der Auf- 
sichtsbehörde spätestens bis zum 30. Juni 2005 den bis- 
herigen Geschäftsbetrieb im Wege eines Tätigkeitsplans 
mit den Bestandteilen gemäß § 119 Abs. 2 Nr. 1, 2, 4, 5 
und 10 Buchstabe a darzulegen. 

(2) Für Unternehmen im Sinne des § 121e finden 
§ 120 Abs. 1 Satz 1 und § 121b erst Anwendung ab dem 
1. Januar 2005. § 121aAbs. 1 , soweit er auf § 53c Abs. 1 
und 3 bis 4, § 81b verweist, findet für diese Unterneh- 
men erst Anwendung ab dem 1. März 2007. Für den 
Zeitraum vom 31. Dezember 2005 bis zum 28. Febmar 
2007 gilt Satz 2 mit der Maßgabe der entsprechenden 
Anwendung des § 1 der Verordnung über die Kapital- 
ausstattung von Versichemngsuntemehmen (Kapital- 
ausstattungs-Verordnung) vom 13. Dezember 1983 
(BGBl. I S. 1451) in der Fassung der Verordnung vom 
16. April 1996 (BGBl. I S. 616); der Garantiefonds be- 
trägt in dem genannten Zeitraum mindestens 2 Mio. 
Euro. Soweit die Eigenmittel eines Rückversichemngs- 
untemehmens zum Stichtag 31. Dezember 2004 gerin- 
ger sind als die fiktive Solvabilitätsspanne, darf das Ver- 
hältnis der Eigenmittel zur fiktiven Solvabiltätsspanne 
nicht weiter unterschritten werden.“ 

26. Nach§ 123b wird folgende Überschrift eingefügt: 
„Villa. Sicherungsfonds“. 

27. Nach der neuen Überschrift „Villa. Sicherungsfonds“ 
werden folgende §§124 bis 133a eingefügt: 
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„§ 124 

Pflichtmitgliedschaft 

Unternehmen, die gemäß § 5 Abs. 1 oder § 105 
Abs. 2 zum Geschäftsbetrieb in den Versicherungsspar- 
ten 1 9 bis 23 (Lebensversicherer) oder zum Betrieb der 
substitutiven Krankenversicherung gemäß § 12 (Kran- 
kenversicherer) zugelassen sind, mit Ausnahme der 
Pensions- und Sterbekassen, müssen einem Siche- 
rungsfonds angehören, der dem Schutz der Ansprüche 
ihrer Versicherungsnehmer, der versicherten Personen, 
Bezugsberechtigten und sonstiger aus dem Versiche- 
rungsvertrag begünstigter Personen dient. 

§125 

Aufrechterhaltung der Versicherungsverträge 

(1) Stellt die Aufsichtsbehörde fest, dass die Voraus- 
setzungen des § 89 Abs. 1 Satz 1 bei einem Versiche- 
rungsuntemehmen erfüllt sind, welches Mitglied eines 
Sicherungsfonds ist, oder liegt eine Anzeige gemäß § 88 
Abs. 2 eines solchen Versicherungsunternehmens vor, 
übermittelt sie diese Feststellung dem Sicherungsfonds 
und informiert hierüber das betroffene Versicherungs- 
Unternehmen. 

(2) Sofern andere Maßnahmen zur Wahrung der Be- 
lange der Versicherten nicht ausreichend sind, ordnet 
die Aufsichtsbehörde die Übertragung des gesamten 
Bestandes an Versicherungsverträgen mit den zur Bede- 
ckung der Verbindlichkeiten aus diesen Verträgen erfor- 
derlichen Vermögensgegenstände auf den zuständigen 
Sicherungsfonds an. 

(3) Die Rechte und Pflichten des übertragenden Un- 
ternehmens aus den Versicherungsverträgen gehen mit 
der Bestandsübertragung auch im Verhältnis zu den Ver- 
sicherungsnehmern auf den Sicherungsfonds über; 
§415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwen- 
den. 

(4) Der Sicherungsfonds verwaltet die übernomme- 
nen Verträge gesondert von seinem restlichen Vermö- 
gen und legt über sie gesondert Rechnung. Er ermittelt 
unverzüglich den für die vollständige Bedeckung der 
Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen erfor- 
derlichen Betrag und stellt geeignete qualifizierte Ver- 
mögensgegenstände bereit. § 7 Abs. 2, §§ 11a bis 11c, 
12, 12a, 12b, 12f, 13d Nr. 7 und 8, §§ 54, 54d Satz 1, 
§§ 55a, 56a, 81c und 81 d gelten insoweit entsprechend. 

(5) Ergibt die Prüfung nach Absatz 4, dass die Mittel 
des Sicherungsfonds gemäß § 129 Abs. 2 nicht ausrei- 
chen, um die Fortführung der Verträge zu gewährleis- 
ten, kann die Aufsichtsbehörde die Verpflichtungen aus 
allen oder bestimmten Verträgen entsprechend § 89 
Abs. 2 herabsetzen. 

(6) Der Sicherungsfonds kann den Versicherungsbe- 
stand ganz oder teilweise auf in Deutschland zum Versi- 
cherungsgeschäft zugelassene Unternehmen übertra- 
gen; für diese Übertragung gilt § 14 entsprechend. Der 
Sicherungsfonds kann die Versicherungsbedingungen 
und die Tarifbestimmungen der zu übertragenden Ver- 
träge bei der Übertragung ändern, um sie an die Verhält- 
nisse des übernehmenden Versicherers anzupassen, 
wenn es zur Fortführung der Verträge beim überneh- 


menden Versicherer notwendig ist und ein unabhängi- 
ger Treuhänder die Voraussetzungen der Änderung 
überprüft und deren Angemessenheit bestätigt hat. Für 
den Treuhänder gelten § 11b und § 12b Abs. 5 entspre- 
chend. 

(7) Mit der Anordnung der Bestandsübertragung auf 
den Sicherungsfonds erlischt die Erlaubnis zum Ge- 
schäftsbetrieb des übertragenden Versicherungsunter- 
nehmens. 

(8) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Anordnung der Aufsichtsbehörde haben keine aufschie- 
bende Wirkung. 

§ 126 

Sicherungsfonds 

(1) Bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau werden 
ein Sicherungsfonds für die Lebensversicherer und ein 
Sicherungsfonds für die Krankenversicherer als nicht 
rechtsfähige Sondervermögen des Bundes errichtet. Die 
Sicherungsfonds können im Rechtsverkehr handeln, 
klagen oder verklagt werden. 

(2) Aufgabe der Sicherungsfonds ist der Schutz der 
Ansprüche der Versicherungsnehmer, der versicherten 
Personen, Bezugsberechtigten und sonstiger aus dem 
Versicherungsvertrag begünstigter Personen. Zu diesem 
Zweck sorgen sie für die Weiterführung der Verträge 
eines betroffenen Versicherungsunternehmens. 

(3) Die Kreditanstalt für Wiederaufbau verwaltet die 
Sicherungsfonds. Für die Verwaltung erhält sie eine 
kostendeckende Vergütung aus den Sondervermögen. 

(4) Über den Widerspruch gegen Verwaltungsakte 
eines Sicherungsfonds entscheidet die Bundesanstalt. 

§ 127 

Beleihung Privater 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft ohne Zustimmung des 
Bundesrates Aufgaben und Befugnisse eines oder bei- 
der Sicherungsfonds einer juristischen Person des Pri- 
vatrechts zu übertragen, wenn diese bereit ist, die Auf- 
gaben des Sicherungsfonds zu übernehmen, und hinrei- 
chende Gewähr für die Erfüllung der Ansprüche der 
Entschädigungsversicherten bietet. Eine juristische Per- 
son bietet hinreichende Gewähr, wenn 

1 . die Personen, die nach Gesetz oder Satzung die Ge- 
schäftsführung und Vertretung der juristischen Per- 
son ausüben, zuverlässig und geeignet sind, 

2. sie über die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwen- 
dige Ausstattung und Organisation, insbesondere für 
die Beitragseinziehung, die Leistungsbearbeitung 
und die Verwaltung der Mittel verfügt und dafür 
eigene Mittel im Gegenwert von mindestens 1 Mio. 
Euro vorhält. 

Auch ein nach § 5 zugelassenes Unternehmen kann be- 
liehen werden. Durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 
kann sich das Bundesministerium der Finanzen die Ge- 
nehmigung der Satzung und von Satzungsänderungen 
der juristischen Person Vorbehalten. 
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(2) Im Falle der Beleihung nach Absatz 1 tritt die 
juristische Person des Privatrechts in die Rechte und 
Pflichten der jeweiligen Sicherungsfonds ein. § 126 
Abs. 4 gilt entsprechend. Eine Übertragung der Vermö- 
gensmasse erfolgt nicht. 

§ 128 

Aufsicht 

Die Sicherungsfonds unterliegen der Rechts- und 
Fachaufsicht der Bundesanstalt. Die Bundesanstalt hat 
Missständen entgegenzuwirken, welche die ordnungs- 
gemäße Erfüllung der Aufgaben der Sicherungsfonds 
gefährden können. Die Bundesanstalt kann Anordnun- 
gen treffen, die geeignet und erforderlich sind, diese 
Missstände zu beseitigen oder zu verhindern. Der Bun- 
desanstalt stehen gegenüber den Sicherungsfonds die 
Auskunfts- und Prüfungsrechte nach § 83 Abs. 1 und 3 
zu. Im Übrigen gelten für die Sicherungsfonds nur die 
Vorschriften dieses Kapitels sowie § 144c, sofern es 
sich nicht um ein nach § 5 zugelassenes Unternehmen 
handelt. 

§129 

Finanzierung 

(1) Die Versicherungsuntemehmen, die einem Siche- 
rungsfonds angehören, sind verpflichtet, Beiträge an 
den Sicherungsfonds zu leisten. Die Beiträge sollen die 
Fehlbeträge der übernommenen Versicherungsverträge, 
die entstehenden Verwaltungskosten und sonstige Kos- 
ten, die durch die Tätigkeit des Sicherungsfonds entste- 
hen, decken. 

(2) Für die Erfüllung der Verpflichtungen aus über- 
nommenen Versicherungsverträgen haftet der Siche- 
rungsfonds nur mit dem auf Grund der Beitragsleistun- 
gen nach Abzug der Kosten nach Absatz 1 Satz 2 zur 
Verfügung stehenden Vermögen sowie den nach § 125 
Abs. 2 Satz 1 übertragenen Vermögensgegenständen. 
Dieses Vermögen haftet nicht für die sonstigen Verbind- 
lichkeiten des Sicherungsfonds. Ein Sicherungsfonds 
nach § 127 hat dieses Vermögen getrennt von seinem 
übrigen Vermögen zu halten und zu verwalten. 

(3) Die für die Übernahme von Versicherungsver- 
trägen angesammelten Mittel sind entsprechend § 54 
Abs. 1 bis 2 anzulegen. 

(4) Der Umfang dieses Vermögens soll ein Promille 
der Summe der versicherungstechnischen Netto-Rück- 
stellungen aller dem Sicherungsfonds angeschlossenen 
Versicherungsuntemehmen nicht unterschreiten. 

(5) Die Versicherangsuntemehmen sind verpflichtet, 
Jahresbeiträge zu leisten. Der Sichemngsfonds kann 
nach Zustimmung durch die Bundesanstalt die Beitrags- 
pflicht herab- oder aussetzen, wenn die vorhandenen 
Mittel zur Durchfühmng seiner Aufgaben ausreichen. 
Der Sichemngsfonds hat Sonderbeiträge zu erheben, 
wenn dies zur Durchfühmng seiner Aufgaben erforder- 
lich ist. 

(6) Das Nähere über den Mindestbetrag des Siche- 
mngsvermögens, die Jahres- und Sonderbeiträge sowie 
die Obergrenze für die Zahlungen pro Kalenderjahr 
regelt das Bundesministerium der Finanzen im Beneh- 
men mit dem Bundesministerium für Verbraucher- 


schutz, Emähmng und Landwirtschaft durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. Flinsicht- 
lich der Jahresbeiträge sind Art und Umfang der gesi- 
cherten Geschäfte sowie die Anzahl, Größe und 
Geschäftsstmktur der dem Sichemngsfonds angehören- 
den Versichemngsuntemehmen zu berücksichtigen. Die 
Flöhe der Beiträge soll auch die Finanz- und Risikolage 
der Beitragszahler berücksichtigen. Die Rechtsverord- 
nung kann auch Bestimmungen zur Anlage der Mittel 
enthalten. 

(7) Aus den Beitragsbescheiden des Sichemngsfonds 
findet die Vollstreckung nach den Bestimmungen des 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes statt. Die voll- 
streckbare Ausfertigung erteilt der Sichemngsfonds. 

§ 130 

Rechnungslegung des Sichemngsfonds 

(1) Die Sichemngsfonds haben nach Ablauf eines 
Kalenderjahres einen Jahresabschluss aufzustellen und 
einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer oder eine unab- 
hängige Wirtschaftsprüfüngsgesellschaft mit der Prü- 
fung der Vollständigkeit des Geschäftsberichts und der 
Richtigkeit der Angaben zu beauftragen. Die Siche- 
mngsfonds haben der Bundesanstalt den von ihnen be- 
stellten Prüfer unverzüglich nach der Bestellung anzu- 
zeigen. Die Bundesanstalt kann innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen 
Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des Prü- 
fungszwecks geboten ist; Widerspmch und Anfech- 
tungsklage hiergegen haben keine aufschiebende Wir- 
kung. Der Geschäftsbericht muss Angaben zur Tätigkeit 
und zu den finanziellen Verhältnissen des Sichemngs- 
fonds, insbesondere zur Höhe und Anlage der Mittel, 
zur Verwendung der Mittel für Entschädigungsfälle, zur 
Höhe der Beiträge sowie zu den Kosten der Verwaltung 
enthalten. 

(2) Die Sichemngsfonds haben den festgestellten 
Geschäftsbericht der Bundesanstalt jeweils bis zum 
3 1 . Mai einzureichen. Der Prüfer hat den Bericht über 
die Prüfung des Geschäftsberichts der Bundesanstalt 
unverzüglich nach Beendigung der Prüfung einzurei- 
chen. Die Bundesanstalt ist auch auf Anfordemng über 
die Angaben nach Absatz 1 Satz 4 zu unterrichten. 

§131 

Mitwirkungspflichten 

(1) Die Versichemngsuntemehmen sind verpflichtet, 
dem Sichemngsfonds, dem sie angehören, auf Verlan- 
gen alle Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzule- 
gen, welche der Sichemngsfonds zur Wahrnehmung 
seines Auftrags nach diesem Gesetz benötigt. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Ange- 
hörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswid- 
rigkeiten aussetzen würde. Der Verpflichtete ist über 
sein Recht zur Verweigemng der Auskunft zu belehren. 

(3) Die Mitarbeiter der Sichemngsfonds sowie die 
Personen, derer sie sich bedienen, können die Ge- 
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schäftsräume eines Versicherungsuntemehmens inner- 
halb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten betre- 
ten, sobald die Aufsichtsbehörde die Feststellung ge- 
mäß § 125 Abs. 1 getroffen hat. Ihnen sind sämtliche 
Unterlagen vorzulegen, die sie benötigen, um eine Be- 
standsübertragung vorzubereiten. Sofern Funktionen 
des Versicherungsuntemehmens auf ein anderes Unter- 
nehmen ausgegliedert worden sind, gelten Satz 1 und 2 
gegenüber diesem Unternehmen entsprechend. 

§ 132 

Ausschluss 

(1) Erfüllt ein Versichemngsuntemehmen die Bei- 
trags- oder Mitwirkungspfhchten nach § 129 oder § 131 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei- 
tig, so hat der Sicherangsfonds die Bundesanstalt zu un- 
terrichten. Ist die Bundesanstalt nicht die zuständige 
Aufsichtsbehörde, unterrichtet sie diese unverzüglich. 
Erfüllt das Versicherangsunternehmen auch innerhalb 
eines Monats nach Aufforderung durch die Bundesan- 
stalt seine Verpflichtungen nicht, kann der Sicherungs- 
fonds dem Versicherangsunternehmen mit einer Frist 
von zwölf Monaten den Ausschluss aus dem Siche- 
rungsfonds ankündigen. Nach Ablauf dieser Frist kann 
der Sicherungsfonds mit Zustimmung der Bundesan- 
stalt das Versicherangsunternehmen von dem Siche- 
rungsfonds ausschließen, wenn die Verpflichtungen von 
dem Versicherangsunternehmen weiterhin nicht erfüllt 
werden. Nach dem Ausschluss haftet der Sicherungs- 
fonds nur noch für Verbindlichkeiten des Versiche- 
rangsuntemehmens, die vor Ablauf dieser Frist begrün- 
det wurden. 

(2) Für Verbindlichkeiten eines Versicherangsunter- 
nehmens, die entstanden sind, nachdem seine Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb erloschen ist, haftet der Siche- 
rungsfonds nicht. 

§133 

Verschwiegenheitspflicht 

Personen, die bei dem Sicherungsfonds besehäftigt 
oder für sie tätig sind, dürfen fremde Geheimnisse, ins- 
besondere Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, nicht 
unbefugt offenbaren oder verwerten. Sie sind nach dem 
Gesetz über die förmliche Verpfhehtung nichtbeamteter 
Personen vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547) von 
der Bundesanstalt auf eine gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. Ein unbefugtes 
Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 hegt 
nicht vor, wenn Tatsachen an die Bundesanstalt weiter- 
gegeben werden. 

§ 133a 

Zwangsmittel 

(1) Der Sicherungsfonds kann seine Anordnungen 
nach den Bestimmungen des Verwaltungs-Vollstre- 
ckungsgesetzes durchsetzen. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt bei Maßnah- 
men gemäß § 129 Abs. 1, 2 Satz 1 und § 131 Abs. 1 bis 
zu 50 000 Euro.“ 


28. Dem § 138 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dasselbe gilt für die gemäß § 133 für einen Siche- 
rungsfonds tätigen Personen.“ 


„Lohne Erlaubnis nach §5 Abs. 1, §105 Abs. 2, 
§ llOdAbs. 1 Satz 1 oder§ 119 Abs. 1 das Versiche- 
rangsgeschäft betreibt,“. 


a) In Nummer 2 wird nach der Angabe „mit einer 
Rechtsverordnung nach Abs. 6“ ein Komma und die 
Angabe „oder nach § 1 2 1 a Abs. 2“ eingefügt. 

b) In Nummer 4 wird nach der Angabe „§ 8 Abs. 2“ die 
Angabe „oder § 120 Abs. 4“ eingefügt. 

c) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 87 
Abs. 6 oder § 121c Abs. 5 zuwiderhandelt 
oder“. 

d) In Nummer 10 wird am Ende der Punkt durch das 
Wort „oder“ ersetzt. 

e) Nach Nummer 10 wird folgende neue Nummer 11 
angefügt: 

„11. entgegen § 131 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht erteilt 
oder eine Unterlage nieht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt.“ 

f) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Bußgeldvorschriften des Satzes 1 

1 . Nummer 2, soweit diese sich auf § 104 bezieht 
und 

2. Nummer 4, soweit diese sich auf § 81b oder 
§ 104 bezieht 

gelten auch für Rückversicherangsuntemehmen 
nach§ 119 Abs. 1.“ 

31. Nach § 144b wird folgender § 144e eingefügt: 

„§ 144c 

Ordnungswidrigkeiten beim Betrieb des Sicherungs- 
fonds 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig entgegen § 130 Abs. 2 Satz 1 den Geschäfts- 
berieht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig einreicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zwanzigtausend Euro geahndet werden.“ 


33. In der Anlage Teil D Abschnitt I wird in Nummer 1 
Buchstabe h der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Buchstabe i angefügt: 

„i) Angaben über die Zugehörigkeit zu einer Einrich- 
tung zur Sicherung der Ansprüche von Versicherten 
(Sicherungsfonds)“. 


29. § 140 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 


30. § 144 Abs. la wird wie folgt geändert: 


32. § 156a Abs. 5 wird aufgehoben. 
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Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen 
und Straßenbahnen 

Das Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 5. März 1 956 in der im 
Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 7633-1 ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. 1 S. 705), 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§1 

Umwandlung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen 

(1) Die Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen (Kasse), Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, wird mit Wirkung zum 1 . Januar 2006 in einen 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit umgewandelt. 
Die Vorschriften des Umwandlungsgesetzes sind nicht 
anzuwenden. Vereinsmitglieder sind die bisherigen betei- 
ligten Verwaltungen und Mitglieder der Körperschaft. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die ab dem 1 . Januar 2006 geltende Satzung der 
Kasse unter Berücksichtigung der für den Versicherungs- 
verein auf Gegenseitigkeit geltenden Mindestsanforde- 
rungen festzustellen und zu bestimmen, dass und wie sie 
durch die Kasse geändert werden kann. 

(3) Die Vorstandsmitglieder der Kasse bleiben bestellt 
bis zum Ablauf der Amtszeit, für die sie vor dem Wirk- 
samwerden der Umwandlung bestellt sind. 

(4) Die bisherigen Mitglieder des Kuratoriums der 
Kasse sind Mitglieder des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat 
trägt die Bezeichnung „Kuratorium“. Sie sind bis zum 
Ablauf der Amtszeit bestellt, für die sie gewählt sind. 

(5) Die bisherige Hauptversammlung wird die oberste 
Vertretung der Kasse. Der Vorstand beruft spätestens bis 
zum 30. Juni 2006 die nächste Hauptversammlung ein. 

(6) Die Kasse gilt als zum Geschäftsbetrieb in der Ver- 
sicherungssparte 19 der Anlage Teil A des Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes zugelassen. Die Kasse hat die Anforde- 
rungen des § 53c Abs. 1 bis 3c und der Kapitalausstat- 
tungs-Verordnung spätestens bis zum 3 1 . Dezember 2007 
zu erfüllen. Hat die Kasse die geforderte Solvabilitäts- 
spanne bis zum 3 1 . Dezember 2007 noch nicht voll er- 
reicht, kann die Aufsichtsbehörde der Kasse eine Frist von 
längstens zwei Jahren gewähren, wenn die Kasse einen 
Solvabilitätsplangemäß § 81b Abs. 1 vorgelegt hat.“ 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§2 

Fortführung von Versorgungsleistungen 

(1) Die Versicherungsverhältnisse der Abteilungen D, 
E, F der Kasse werden auf die Bahnversicherungsanstalt 
übertragen. Die Bahnversicherungsanstalt - Abteilung B 
- führt die Versicherungsverhältnisse als gesonderte Ver- 
sicherungsbestände weiter. Die Kasse stellt der Bahnver- 
sicherungsanstalt nach deren Aufforderung unverzüglich 


sämtliche Vertrags- und Geschäftsunterlagen betreffend 
diese Versicherungsverhältnisse zur Verfügung und erteilt 
die erforderlichen Auskünfte; ein Zurückbehaltungsrecht 
steht ihr nicht zu. 

(2) Die Leistungen aus den Versicherungsverhältnissen 
werden durch Zuschüsse finanziert, soweit die Leistun- 
gen aus Erstattungsbeträgen der Betriebe sowie aus Bei- 
trägen und sonstigen Einnahmen aus den dadurch mit ihr 
begründeten Versicherungsverhältnissen nicht sicherge- 
stellt werden können. Die Zuschüsse für die Abteilung D 
trägt der Bund, die Zuschüsse zur Abteilung E werden zur 
Hälfte vom Freistaat Bayern, die Zuschüsse zur Abtei- 
lung F zur Hälfte vom Saarland getragen. Die andere 
Hälfte der laufenden Zuschüsse trägt der Bund. 

(3) Vermögensteile, die nach dem 8. Mai 1945 der 
Kasse unentgeltlich entzogen worden oder in anderer 
Weise fortgefallen sind, fallen bei ihrer Rückerstattung 
oder ihrem Wiederaufleben an den Bund. 

(4) Die Höhe der Bundeszuschüsse setzt der Bundes- 
minister der Finanzen fest.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Nachweise über die Verwendung der Zuschüsse“. 

b) Das Wort „Pensionskasse“ wird durch das Wort 
„Bahnversicherungsanstalt“ ersetzt. 

4. Die §§ 4 und 5 werden aufgehoben. 

5 . § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§6 

Neuregelung der Versorgungsleistungen 

( 1 ) Für die Leistungsempfänger der Abteilung D gelten 
die bisher in der Anlage zu § 33 Abs. 1 der Kasse festge- 
setzten Versicherungsbedingungen. Werden die beamten- 
rechtlichen Versorgungsbezüge der Versorgungsempfän- 
ger des Bundes geändert, so hat die Bahnversicherungs- 
anstalt die laufenden Versorgungsleistungen aus Ver- 
sicherungsverhältnissen der Abteilung D neu zu regeln. 
Sofern den laufenden Versorgungsleistungen Grundge- 
hälter einer bestimmten Besoldungsgruppe nicht zu- 
grunde liegen, müssen sich die Änderungen im Rahmen 
der Erhöhungen oder Verminderungen der Versorgungs- 
bezüge derjenigen Versorgungsempfänger des Bundes 
halten, deren Bezügen ein Grundgehalt nicht zugrunde 
liegt. 

(2) Die Leistungsempfänger der Abteilungen E und F 
haben Anspruch auf diejenigen Leistungen, die ihnen bei 
Aufrechterhaltung der bisherigen Versorgungsregelung 
nach den Satzungsbestimmungen des Bayerischen Ver- 
sorgungsverbandes oder der Ruhegehalts- und Zusatzver- 
sorgungskasse des Saarlandes, Abteilung Ruhegehalt, zu- 
stehen würde, wenn die nach bayerischem oder saar- 
ländischem Beamtenrecht vorgeschriebenen Vorausset- 
zungen erfüllt sind. Werden die beamtenrechtlichen 
Versorgungsbezüge der Versorgungsempfänger des Frei- 
staates Bayern bzw. des Saarlandes geändert, so hat die 
Bahnversicherungsanstalt die Versorgungsleistungen aus 
den Abteilungen E und F jeweils entsprechend neu zu re- 
geln.“ 

6. Die §§ 7 bis 9 werden aufgehoben. 
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Artikel 3 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 Nr. 15 des Gesetzes vom 5. April 
2004 (BGBl. I S. 502), wird wie folgt geändert: 

1 . § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „und § 25a“ 
durch die Angabe „ , 25a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
und Abs. 2“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Geld- 
wäschegesetz“ die Angabe „sowie §§ 24c, 25a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und § 25b“ eingefugt. 

2. In § 53b Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „25a Abs. 1 
Nr. 3“ durch die Angabe „§ 25a Abs. 1 Nr. 3 und 4“ er- 
setzt. 


Artikel 4 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 16 Satz 3 werden nach dem Wort 
„entsprechend“ die Wörter „für Sicherungsfonds im 
Sinne des § 126 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
sowie“ eingefügt. 

2. Dem § 34 wird folgender Absatz 1 5 angefügt: 

„(15) § 5 Abs. 1 Nr. 16 in der am . . . (einsetzen: Da- 
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes) ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2005 anzuwenden.“ 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Wesentlicher Inhalt des Gesetzes 

Der Gesetzentwurf dient im Wesentlichen der Verbesserung 
des Schutzes der Versicherten in Teilgebieten des Versiche- 
rungsgeschäfts, die bisher noch nicht europaweit harmoni- 
siert sind. Zwar hat die Versicherungswirtschaft insgesamt 
die Krise der Kapitalmärkte der vergangenen Jahre gut Über- 
stunden, doch hat sich in einigen Punkten Bedarf nach einer 
besseren Regulierung gezeigt. Dies gilt insbesondere für den 
Bereich der Rückversicherung, für den Schutz der Versicher- 
ten im Falle von Untemehmenskrisen und für die Aufsicht 
Überversicherungs-Holdinggesellschaften. 

Daneben regelt das Gesetz die Aufsicht über bestimmte Ver- 
sorgungskassen, insbesondere die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder neu und ändert die Rechtsform der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen. 

1. Aufsicht über Rückversicherungsunternehmen 

Gegenstand des Gesetzentwurfs ist die weitere Intensivie- 
rung der unmittelbaren Aufsicht über professionelle Rück- 
versicherer, mithin solche Unternehmen, die im Versiche- 
rungssektor ausschließlich die Rückversicherung betreiben 
(nachfolgend: Rückversicherungsuntemehmen). Ziel ist in 
erster Linie der (indirekte) Schutz der Versicherungsnehmer 
durch die weitgehende Sicherstellung der Leistungsfähigkeit 
der Rückversicherer gegenüber den Vorversicherem. Zu- 
gleich wird aber auch der Rückversicherungsmarkt als wich- 
tiger Teil des deutschen Finanzmarktes gestärkt. 

Die Rückversicherungslandschaft hat sich in letzter Zeit so- 
wohl national als auch international erheblich gewandelt. So 
drängen seit einiger Zeit Unternehmen auf den deutschen 
Rückversicherungsmarkt, die bei weitem nicht die hohen 
(Sicherheits-)Standards der langjährig tätigen Rückversiche- 
rer erreichen, zum Teil noch nicht einmal Mindeststandards. 
Des Weiteren sind in diesem Zusammenhang anzuführen: 

• die Ansammlung immer höherer in Deckung zu nehmen- 
der Risiken mit entsprechend hohen, teilweise extrem ho- 
hen Schadenbeträgen (u. a. World Trade Center, Lipobay, 
Winterstürme Dezember 1999, Flutschäden 2002), 

• die Konzentrationsbewegung auf den Rückversiche- 
rungsmärkten, 

• Unsicherheiten über die Auswirkungen der verschiede- 
nen Formen des alternativen Risikotransfers, d. h. des 
Transfers von Versicherungsrisiken auf den Kapitalmarkt 
statt auf den Versicherungsmarkt. Zu nennen sind in die- 
sem Zusammenhang auch die so genannten Financial 
Reinsurance Verträge, das sind Rückversicherungsver- 
träge, bei denen die Finanzierungsfunktion für das Erst- 
versicherungsuntemehmen im Vordergrund steht und die 
vor allem dem Schutz des Bilanzergebnisses des Erstver- 
sicherers dienen, 

• spektakuläre, weltweit beachtete Einzelereignisse auf den 
Finanzmärkten sowie auch weit weniger beachtete Aus- 


fälle einer Reihe von Rückversicherern am Weltrückver- 
sicherungsmarkt (zuletzt Kopenhagen Re, Taisei). 

Diese Entwicklung führte sowohl national als auch internati- 
onal zu Überlegungen, die Aufsichtssysteme zu stärken. Im 
Vordergrund steht dabei das Ziel, die Risiken so weit wie 
möglich zu vermindern, die die Leistungsfähigkeit des Erst- 
versicherers beeinträchtigen können und damit unmittelbar 
die Ansprüche der Versicherungsnehmer gefährden könnten. 
Der Erstversicherer ist in hohem Maße davon abhängig, dass 
seine Forderungen an den Rückversicherer von diesem voll 
und fristgerecht erfüllt werden. Der Ausfall eines Rückversi- 
cherers kann die finanzielle Situation des Erstversicherers in 
hohem Maße gefährden. Es soll daher sichergestellt werden, 
dass der Rückversicherer jederzeit willens und in der Lage 
ist, seinen Verpflichtungen gegenüber den Vorversicherem 
nachzukommen. 

Bereits durch die Einfühmng von § la a. F. in das Versiche- 
rangsaufsichtsgesetz durch Artikel 16 des Vierten Finanz- 
marktfördemngsgesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. 1 
S. 2010) ist die direkte Aufsicht über Rückversichemngsun- 
temehmen erweitert worden. Diese Maßnahme war eingebet- 
tet in eine allgemein angelegte Stärkung der Leistungsfähig- 
keit und Sichemng der Marktintegrität des Finanzplatzes 
Deutschland. Vor dem Hintergrand der terroristischen An- 
griffe auf die USA am 11. September 2001 und zeitgleich zu 
den Arbeiten am Vierten Finanzmarktförderangsgesetz ge- 
riet die Rückversicherung als eine der wesentlichen Quellen 
der Stabilität der internationalen Finanzmärkte weltweit in 
den Fokus der Diskussion. Internationale Organisationen wie 
die Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zu- 
sammenarbeit (OECD), die internationale Vereinigung der 
Versicherangsaufsichtsbehörden (lAlS) und der internatio- 
nale Währungsfonds (IWF) verstärkten ihre Aktivitäten, um 
mögliche Gefahren für die Stabilität der Finanzmärkte aufzu- 
decken und um Strategien zu entwickeln, die etwaigen Ge- 
fährdungen entgegenwirken können. 

Diese Entwicklung wird von den Arbeiten der EU-Kommis- 
sion und der EU-Mitgliedstaaten an einem europäischen Re- 
gulierangsrahmen zur Beaufsichtigung von Rückversiche- 
rangsuntemehmen begleitet. Kernpunkte sind neben einer 
Verankerung des Prinzips der Sitzlandaufsicht die Imple- 
mentierung eines Erlaubnisverfahrens für die Aufnahme und 
Erweiterung des Geschäftsbetriebs und die Einführung von 
Solvabilitätsanforderangen. 

Im November 2003 wurde der Abschlussbericht des IWF 
über die Stabilität des deutschen Finanzsystems veröffent- 
licht (IMF Country Report No. 03/343). Eine der zentralen 
Aussagen des Abschlussberichts ist die Schlussfolgerung des 
IWF, dass die Aufsicht im deutschen Rückversicherangs- 
sektor weiter verstärkt werden müsse. Unter Hinweis auf die 
lAIS-Prinzipien und Standards zur Beaufsichtigung von 
Rückversicherungsuntemehmen bemängelt der IWF insbe- 
sondere, dass weder ein Erlaubnisverfahren noch Solvabili- 
tätsvorschriften vorhanden sind. 

Vor diesem Hintergrund ist die durch § la a. F. des Versiche- 
rangsaufsichtsgesetzes verstärkte Aufsicht über Rückversi- 
cherangsuntemehmen nicht mehr ausreichend. Ein Erlaub- 
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nisverfahren für Rückversicherungsuntemehmen wie auch 
Regelungen über die Solvabilität sind mittlerweile weltweit 
als notwendig erachtete Standards zu betrachten. Mit den 
neuen Bestimmungen wird die deutsche Versicherungsauf- 
sicht künftig über ein Aufsichtssystem verfügen, das nicht 
nur internationalen Standards entspricht, sondern auch den 
neuen Herausforderungen des Marktes gerecht wird. 

Durch die Schaffung eines Erlaubnisverfahrens unter Ein- 
schluss der notwendigen Sanktionsmechanismen wie Versa- 
gung und Widerruf der Geschäftsbetriebserlaubnis und durch 
Anforderungen an die Solvabilität von Rückversicherungs- 
untemehmen werden die Kontroll- und Überwachungsme- 
chanismen der Aufsichtsbehörde wesentlich intensiviert und 
insbesondere die Möglichkeiten zur Vermeidung krisenhaf- 
ter Situationen erweitert. 

Die Vorschriften orientieren sich hinsichtlich des Erlaubnis- 
verfahrens weitgehend an den Bestimmungen der EU-Koor- 
diniemngsrichtlinien für die Lebensversichemng und für die 
Schadenversichemng, die auch Gmndlage der Arbeiten an 
einer Richtlinie über Rückversichemng sind. Gleichwohl ist 
das Erlaubnisverfahren in erheblichem Maße auf die Beson- 
derheiten des Rückversichemngswesens zugeschnitten. Dies 
betrifft sowohl den Verzicht auf eine nach einzelnen Versi- 
cherangssparten differenzierte Erlaubniserteilung entspre- 
chend dem Anhang A zum Versichemngsaufsichtsgesetz, als 
auch den vorläufigen Verzicht auf eine Sitzlandaufsicht, die 
erst Gegenstand der Umsetzung der zu erwartenden Rück- 
versichemngsrichtlinie sein kann. Insgesamt ist das Erlaub- 
nisverfahren für Rückversichemngsuntemehmen durch eine 
vergleichsweise geringere Prüfungsdichte gekennzeichnet. 
Der weitaus überwiegende Teil der einzureichenden Unterla- 
gen dient nicht der Genehmigung eines Geschäftsplans, son- 
dern wird der Aufsichtsbehörde im Rahmen eines Tätigkeits- 
plans zu Informationszwecken zugeleitet. 

Die Geschäftsbetriebserlaubnis wird gegenständlich entwe- 
der unbeschränkt erteilt oder - bei einem entsprechenden An- 
trag - beschränkt auf das Lebensrückversichemngsgeschäft 
oder das Nichtlebensrückversichemngsgeschäft. Der für eine 
adäquate Risikoeinschätzung und damit für eine effiziente 
Rechts- und Finanzaufsicht notwendige aktuelle Informa- 
tionsstand der Aufsichtsbehörde wird durch Anzeigepflich- 
ten sichergestellt. Soweit Rückversichemngsuntemehmen 
bereits auf dem deutschen Markt tätig und bei der Aufsichts- 
behörde registriert sind, gilt die Erlaubnis nach Maßgabe des 
bisherigen Geschäftsbetriebs als erteilt. 

Als zweiter wesentlicher Baustein der Neuregelung ist die 
Einfühmng von Solvabilitätsvorschriften vorgesehen. Da- 
nach wird künftig auch für Rückversichemngsuntemehmen 
eine genau festgelegte Mindestausstattung mit Eigenmitteln 
sowohl bei der Erlaubniserteilung als auch während des lau- 
fenden Geschäftsbetriebs verpflichtend sein. Der Aufsichts- 
behörde werden zusätzlich zur Generalklausel bestimmte 
flankierende Maßnahmen an die Hand gegeben, die eine 
Überwachung und Einhaltung der Vorschriften über die Ei- 
genmittelausstattung sicherstellen sollen. Diese reichen bis 
zum Widermf der Geschäftsbetriebserlaubnis als Ultima Ra- 
tio gegebenenfalls verbunden mit weiteren Maßnahmen zum 
Schutz der Vorversicherer. 

Die Befugnisse der Aufsichtsbehörde für die Überwachung 
des laufenden Geschäftsbetriebs werden darüber hinaus be- 
hutsam erweitert. 


2. Sicherung der Ansprüehe der Versieherten 

Das zweite Hauptziel der Ändemng ist die gesetzliche Veran- 
kemng der Einrichtungen zum Schutz der Versichemngsneh- 
mer im Falle einer Untemehmenskrise. Hier haben Beispiele 
aus der jüngsten Vergangenheit gezeigt, dass die bisher in 
Deutschland durchaus erfolgreiche Lösung solcher Fälle 
durch Eigeninitiative der Branche in bestimmten Fällen an 
ihre Grenzen stößt. 

Zunächst werden die Handlungsmöglichkeiten der Auf- 
sichtsbehörde in Krisensituationen verbessert, indem die Vo- 
raussetzungen für die Einsetzung eines Sonderbeauftragten 
präzisiert werden. 

Insbesondere aber wird mit den neuen, von der Versiche- 
mngswirtschaft finanzierten, Sichemngsfonds eine Einrich- 
tung geschaffen, die es ermöglicht, die Interessen der Versi- 
cherten unabhängig vom Schicksal ihres alten Versicherers 
zu wahren. 

Die Insolvenz eines Lebensversicherers oder Krankenversi- 
cherers träfe die Verbraucher viel härter als dies bei einer 
Bankeninsolvenz der Fall wäre. Wenn eine Bank schließt, er- 
halten die Einleger zumindest einen Teil ihres Geldes von 
der Einlagensichemng zurück. Durch die Insolvenz eines 
Lebens- oder Krankenversichemngsuntemehmens hingegen 
können vor allem ältere und kranke Menschen in schwere 
Not geraten. Das für sie angesammelte Kapital kann zumin- 
dest teilweise verloren gehen. Noch schlimmer aber wäre, 
dass sie plötzlich ohne Versicherungsschutz dastünden und 
kaum eine Chance hätten, eine neue Versicherung abzu- 
schließen. 

Um dies zu verhindern, werden mit diesem Gesetz Auffang- 
einrichtungen geschaffen, die sicherstellen, dass die betroffe- 
nen Kunden ihren Versicherungsschutz behalten. 

Leitlinie der Neuregelung ist es, die bestehenden Mecha- 
nismen des Aufsichtsrechts weiterzuentwickeln und die 
Zusammenarbeit von Aufsichtsbehörde und betroffenen 
Wirtschaftskreisen zu verbessern, damit sie im Einzelfall 
die Lösung finden und umsetzen können, die die Belange 
der Versicherten am besten wahrt. 

Die erforderlichen Finanzmittel werden von den angeschlos- 
senen Versicherern erbracht. Der Entwurf sieht Sicherungs- 
fonds nur für die Lebensversicherung und die private Kran- 
kenversicherung vor. In der Schadenversicherung sind die 
Folgen des Ausfalls eines Versicherers für die Versicherten 
regelmäßig zwar schmerzhaft, aber aus eigener Kraft zu be- 
wältigen. In den für die Allgemeinheit und zum Schutz Drit- 
ter besonders wichtigen Bereichen, insbesondere in der 
Kraftfahrtversicherung, bestehen bereits Sicherungseinrich- 
tungen. 

3. Erweiterung der Aufsicht über Holding- 
Gesellschaften und verstärkte Aktionärskontrolle 

Die Aufsichtspraxis hat gezeigt, dass aufsichtsrechtliche 
Maßnahmen durch Handlungen von gesellschaftsrechtlich 
mit Versicherungsunternehmen verbundenen Personen ver- 
eitelt werden können, die selbst nicht der staatlichen Aufsicht 
unterliegen. Die Neuregelung soll der Aufsichtsbehörde die 
nötigen Instrumente an die Hand geben, um auch in solchen 
Fällen effektiv eingreifen zu können. 
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4. Umsetzung der EU-Riehtlinie über die Tätigkeiten 
und die Beaufsiehtigung von Einriehtungen der 
betriebliehen Altersversorgung 

Die Richtlinie über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung 
von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pen- 
sionsfonds-Richtlinie) vom 3. Juni 2003 steht unter anderem 
neue Mindestanforderungen an die Aufsicht über alle nach 
dem Kapitaldeckungsverfahren arbeitende Einrichtungen, 
die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung erbringen, 
auch wenn sie keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen. 
Die EU-Richtlinie erfasst daher auch die Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder sowie die kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen, soweit sie den Ab- 
schluss freiwilliger kapitalgedeckter Versorgungsverträge 
anbieten. Um den betroffenen Einrichtungen eine möglichst 
lange Übergangsfrist zu ermöglichen, wird die Umsetzung 
dieses Teils der Richtlinie vorgezogen. Die weiteren Bestim- 
mungen der EU-Richtlinie, die insbesondere die grenzüber- 
schreitende Tätigkeit von Einrichtungen der betrieblichen 
Altersversorgung betreffen, werden voraussichtlich im kom- 
menden Jahr in deutsches Recht umgesetzt. 

5. Neuordnung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen nnd Straßenbahnen 

Die 1888 als „Pensionskasse für Beamte Deutscher Privat- 
eisenbahnen“ gegründete Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen übernahm für ehemalige Ange- 
hörige nichtstaatlicher Eisenbahnen die Rentenversicherung 
anstelle der gesetzlichen Rentenversicherung. Nach der Ver- 
nichtung ihres Vermögens durch die Inflation wurde sie 1 923 
zu einer Anstalt des öffentlichen Rechts umgewandelt. Seit 
1952 diese Befreiung von der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung aufgehoben wurde, wickelt die Kasse die zuvor begrün- 
deten Versorgungsverhältnisse im Auftrag des Bundes ab 
und betreibt daneben normales Pensionskassengeschäft. Da 
die Abwicklung mittlerweile weitgehend abgeschlossen ist, 
soll die Kasse wieder ihren ursprünglichen Status als Versi- 
cherungsverein auf Gegenseitigkeit zurückerhalten. 

6. Weitere Änderungen 

Flankierend zu den unter Nummer 2 beschriebenen Änderun- 
gen werden die Bestimmungen über den Sonderbeauftragten 
und die Voraussetzungen für die Abberufung eines Vorstands 
klarer geregelt. Ferner wird die Stellung des Verantwort- 
lichen Aktuars gestärkt. Daneben wird eine Reihe von Re- 
daktionsversehen beseitigt. 


II. Alternativen, Folgen und Auswirkungen der 
Regelung 

1. Alternativen 

Die Erweiterung der Rückversicherungsaufsicht ist aus den 
unter 11. 1 genannten Gründen erforderlich. Die gesetzliche 
Verankerung der Sicherungsfonds ist erforderlich, um die 
Funktionsfähigkeit der bestehenden Einrichtungen zu ge- 
währleisten und Wettbewerbs Verzerrungen zu vermeiden. 


Die Erweiterung der Aufsicht über Versorgungskassen ist 
unumgänglich, da die genannte EU-Richtlinie zwingend in 
nationales Recht umzusetzen ist. Bei der Umsetzung wurde 
darauf geachtet, die Belastungen für die betroffenen Ein- 
richtungen möglichst gering zu halten. Artikel 2 sieht eine 
Privatisierung bisher öffentlich-rechtlich ausgestalteter Tä- 
tigkeiten vor. Bei den übrigen Sachverhalten ist die Erledi- 
gung der Aufgabe durch Private nicht möglich, da es sich 
um Modifikationen eines bestehenden staatlichen Auf- 
sichtssystems handelt (§ 43 Abs. 1 Nr. 3 Gemeinsame Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien - GGO). 

2. Folgen und Auswirkungen 

Durch die Einführung der Rückversicherungsaufsicht und 
die gesetzliche Verankerung von Sicherungsfonds für die 
Versicherungswirtschaft werden neue administrative Pflich- 
ten und Genehmigungsvorbehalte geschaffen. Für Siche- 
rungsfonds sieht das Gesetz die weitestmögliche Übertra- 
gung der Funktion auf Private (Beleihung) vor (§ 43 Abs. 1 
Nr. 4 GGO). 

Die Verstärkung der Aufsicht über Rückversicherungsunter- 
nehmen gewährleistet die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen und verbessert damit deren Bonität. Damit 
wird ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit erhöht. 

Die Schaffung der Sicherungsfonds verhindert soziale Notla- 
gen bei Kunden von Lebens- und Krankenversicherem im 
Falle eines Untemehmenszusammenbruches und erhöht da- 
mit das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit dieser privaten 
Versicherer. Auch diese Maßnahme erhöht insgesamt die 
Wettbewerbsfähigkeit der Branche. 

Eine Befristung des Gesetzes ist nicht möglich (§ 43 Abs. 1 
Nr. 6 GGO). 

3. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung 

Die in diesem Gesetz geregelten Änderungssachverhalte ha- 
ben keine eigenständige Gleichstellungsrelevanz. 


III. Gesetzgebungszuständigkeit und 

Notwendigkeit bundesgesetzlicher Regelung 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 Grundgesetz (konkurrierende Ge- 
setzgebung). Eine bundesgesetzliche Regelung der Materie 
ist gemäß Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz zur Wahrung der 
Wirtschaftseinheit erforderlich. 

Die Gesetzesänderungen betreffen Bestandteile integral im 
Versicherungsaufsichtsgesetz geregelter Sachverhalte. Eine 
teilweise Rückübertragung auf die Länder würde zu erhebli- 
cher Rechtsunsicherheit, Verwaltungsmehraufwand sowohl 
im öffentlichen als auch im privaten Bereich, erheblichen 
Nachteile für die betroffenen Unternehmen und ihre Kunden 
führen. Wegen negativen Auswirkungen einer uneinheitli- 
chen Aufsicht auf die Handlungsmöglichkeiten der Versiche- 
rer und Kreditinstitute auf den internationalen Märkten 
würde darüber hinaus die Gesamtwirtschaft geschädigt. 
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IV, Auswirkungen des Gesetzes anf die Einnahmen 
und Ausgaben der öffentlichen Hanshalte, 
Kosten für die Wirtschaftsnnternehmen und 
Auswirkungen anf das Preisniveau 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aufgrund der Än- 
derungen keine Kosten. Bei der Aufsichtsbehörde wird sich 
voraussichtlich ein geringer Mehrbedarf an Personal für die 
Aufsicht über Rückversicherer ergeben. Die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht deckt ihre Kosten durch 
die ihrer Aufsicht unterstellten Unternehmen über die Erhe- 
bung von Gebühren und die Umlegung von Kosten nach dem 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz (FinDAGKostV). Die 
Einrichtung der Sicherungsfonds wird eine geringe Belas- 
tung der Versicherer mit sich bringen, um die geforderte 
Finanzierung der Fonds sicherzustellen. Im Verhältnis zum 
Volumen des gesamten Versicherungsgeschäfts sind die Auf- 
wendungen jedoch so gering, dass ein spürbarer Einfluss auf 
die Versicherungsprämien gegenwärtig nicht zu erwarten ist. 

Die Wirkungen der Gesetzesänderung werden anlässlich der 
Umsetzung der zu erwartenden einschlägigen EU-Richtli- 
nien überprüft (§44 Abs. 6 GGO). 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Regelung passt die Inhaltsübersicht an die Änderung be- 
stehender Vorschriften an und ergänzt sie um die neu einge- 
fügten Vorschriften (Folgeänderungen der Nummern 3,4, 14, 
17,23,24,25,26,27,28). 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Der Inhalt 
von Absatz 2 wird in § la übernommen (vgl. Nummer 3). 
Die Ausnahmen von der Aufsicht werden bisher sowohl in 
§ 1 Abs. 3 als auch in § 156a Abs. 5 geregelt. Mit der Ände- 
rung werden die Tatbestände zusammengefasst, um die Les- 
barkeit des Gesetzes zu verbessern. 

Zu Nummer 3 (§ la) 

Die bisher in § la geregelte Aufsicht über Rückversicherer 
wird nunmehr in einem eigenen Abschnitt Vlla geregelt 
(vgl. Nummer 19). § la fasst stattdessen die Tatbestände ein- 
geschränkter Versicherungsaufsicht zusammen. Absatz 1 
übernimmt unverändert den bisherigen § 1 Abs. 2. 

Absatz 2 erweitert die Versicherungsaufsicht auf bestimmte 
öffentlich-rechtliche Einrichtungen der betrieblichen Alters- 
versorgung, soweit sie Versicherungsgeschäfte betreiben. 
Die Regelung betrifft die rechtlich unselbstständigen kom- 
munalen und kirchlichen Versorgungskassen und Zusatzver- 
sorgungskassen sowie die Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder. Diese Erweiterung ist erforderlich, um die 
Richtlinie über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung umzu- 
setzen. Die Richtlinie gilt für alle nach dem Kapitalde- 
ckungsverfahren arbeitende Einrichtungen, die rechtlich 
unabhängig von einem Trägeruntemehmen oder einer Trä- 


ger-Berufsvereinigung zu dem Zweck eingerichtet sind, an 
die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit geknüpfte Alters- 
versorgungsleistungen zu erbringen, und die damit unmittel- 
bar im Zusammenhang stehende Tätigkeiten ausüben (Arti- 
kel 6 Buchstabe a der Richtlinie), auch wenn sie keine eigene 
Rechtspersönlichkeit besitzen (Artikel 2 Abs. 1 der Richtli- 
nie). Die Richtlinie erfasst also auch die Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder sowie die kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen, wenn sie nach dem 
Kapitaldeckungsverfahren arbeiten. 

Weil nur bei der freiwilligen Versicherung, d. h. den Versor- 
gungsverhältnissen, deren Abschluss den Arbeitnehmern 
nicht durch Gesetz oder Tarifvertrag vorgeschrieben ist, eine 
vollständige Kapitaldeckung vorliegt, beschränkt sich die 
Regelung auf dieses Geschäft. 

Um die Kassen nicht vollständig der Aufsicht nach dem VAG 
unterwerfen zu müssen, auch wenn nur ein Teil des Geschäfts 
aufsichtspflichtig ist, sieht der Entwurf die Trennung des 
(versicherungs-)aufsichtspflichtigen und des nicht aufsichts- 
pflichtigen Geschäfts nach dem Muster von Artikel 4 der 
Richtlinie vor. 

Aus der Trennung ergibt sich, dass der Abrechnungsverband 
für die Zwecke der Versicherungsaufsicht wie ein eigenstän- 
diger Geschäftsbetrieb angesehen wird. Eine abschließende 
Aufzählung der anwendbaren Vorschriften dieses Gesetzes 
ist daher nicht nötig. Eingriffsrechte nach diesem Gesetz sind 
auf den Abrechnungsverband beschränkt. Die Vorschriften, 
die sich auf die Einrichtung als Ganzes beziehen, wie z. B. 
die Neuzulassung zum Geschäftsbetrieb, die Bestellung von 
Vorständen, die Änderung der Satzung oder die Vorschriften 
über den Umfang der Abschlussprüfung (§ 57) sind von der 
Natur der Sache her nicht anwendbar. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 1 Abs. 2 Satz 2. 

Zu Nummer 4 (§ Ib) 

Durch § Ib wird eine Aufsicht über Versicherungs-Holding- 
gesellschaften eingeführt. 

Gegenwärtig hat die BaFin gegenüber diesen Gesellschaften, 
sofern sie selbst keine Versicherungsgeschäfte betreiben, nur 
punktuelle Aufsichtsbefugnisse (siehe § 7a Abs. 2, § 55 
Abs. 2 Satz 2, § 81 Abs. 4, § 83 Abs. 5a, § 104). Diese Befug- 
nisse haben sich als unzureichend erwiesen. Beispielsweise 
kann die BaFin bisher nicht verhindern, dass Management- 
fehler bei der Versicherungs-Holdinggesellschaft sich auf die 
Versicherungsuntemehmen der Gruppe auswirken. 

Die Definition des Begriffes der Versicherungs-Holdingge- 
sellschaft in § 104a Abs. 2 Nr. 4 konnte nicht vollständig 
übernommen werden (Absatz 1 Satz 1). Diese Definition er- 
gibt sich aus der sog. Versicherungsgruppenrichtlinie und be- 
zieht sich ausdrücklich nur auf § 104a Abs. 1 und damit auf 
die bereinigte Solvabilität. Erfasst werden nach Absatz 1 
Satz 1 nur Gesellschaften mit Sitz im Inland; dementspre- 
chend ist § 7 Abs. 1 a unanwendbar (siehe § Ib Abs. 2). Durch 
Absatz 1 Satz 2 wird klargestellt, dass Versicherungs-Hol- 
dinggesellschaften, die auch - und sei es nur in sehr geringem 
Umfang - das Erst- oder Rückversicherungsgeschäft betrei- 
ben, in vollem Umfang den Aufsichtsvorschriften für Erst- 
oder Rückversicherer unterliegen. 
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Der Umfang der Aufsicht orientiert sich an den nach § la 
Abs. 1 Satz 2 alter Fassung für Rückversicherer geltenden 
Vorschriften (Absatz 2). Da die aufgeführten Vorschriften ih- 
rem Wortlaut nach für „Versicherungsuntemehmen“ gelten, 
wird für Holding-Gesellschaften die entsprechende Anwen- 
dung vorgesehen. 

Absatz 3 knüpft an § 1 04h an. Dieser sieht, wenn die berei- 
nigte Solvabilität unzureichend ist oder zu werden droht, nur 
Maßnahmen gegen die betreffenden Erstversicherungsunter- 
nehmen vor. Diese - wenig sachgerechte - Beschränkung ist 
darauf zurückzuführen, dass Holding-Gesellschaften bisher 
nicht der Aufsicht unterliegen. Konsequenterweise ist die 
„Lücke“ nunmehr zu schließen. 

Absatz 4 Satz 1 eröffnet der BaFin in den dort genannten Fäl- 
len die Möglichkeit, einen Sonderbeauftragten einzusetzen. 

Absatz 5 gibt der BaFin die Befugnis, bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 oder wenn Geschäftsleiter 
vorsätzlich oder leichtfertig gegen aufsichtsrechtliche Be- 
stimmungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde 
verstoßen und trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde 
dieses Verhalten fortsetzen auch die Abberufung von Ge- 
schäftsleitern zu verlangen und ihnen die Ausübung ihrer Tä- 
tigkeit zu untersagen. 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Die Regelung ergänzt diejenige über den Ausschluss eines 
Versicherungsuntemehmens durch den Sicherungsfonds in 
§ 133a (Nummer 27). Eine vergleichbare Regelung enthält 
bereits § 35 Abs. 1 Satz 2 des Kreditwesengesetzes für den 
Bankenbereich. 

Zu Nummer 6 (§ 11a VAG) 

Mit der Erweiterung der gesetzlichen Vorschriften soll die 
Position des Verantwortlichen Aktuars im Unternehmen ge- 
stärkt werden. Analog zu den Pflichten des Abschlussprüfers 
(vgl. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB) wird für den Verantwort- 
lichen Aktuar eine Grundlage zur Informationspflicht an die 
Aufsichtsbehörde im Falle einer existenzbedrohenden Situa- 
tion eines Lebensversicherungsuntemehmens geschaffen. 
Während der Abschlussprüfer die Unternehmensdaten 
grundsätzlich nur zum Bilanzstichtag feststellt, prüft der Ver- 
antwortliche Aktuar in seinem Aufgabenbereich auch unter- 
j ährig die Untemehmensdaten. Mit der N euregelung wird der 
Aufsichtsbehörde ermöglicht, frühzeitig gefahrabwendend 
einzugreifen. Andererseits wird der Verantwortliche Aktuar 
vor einem eventuellen Konflikt bei der Abwägung von Inter- 
essen geschützt, indem er beim Vorliegen bestandsgefähr- 
dender Tatsachen zu einer Meldung an die Aufsichtsbehörde 
gesetzlich verpflichtet wird. 

Die Berichtspflicht betrifft nur Erkenntnisse aus den bereits 
im Gesetz geregelten Aufgaben des Verantwortlichen Aktu- 
ars. Ihm werden mit der Gesetzesänderung keine zusätz- 
lichen Prüfungshandlungen auferlegt. 

Soweit die Vorschrift aufgrund der §§ 11 d, Ile VAG an- 
wendbar ist, beschränkt sich die Meldepflicht des Verant- 
wortlichen Aktuars auf die mit seinem konkreten Aufgaben- 
gebiet verbundenen Erkenntnisse. 


Zu Nummer 7 (§ 12 VAG) 

Der durch das GKV-Modernisierungsgesetz vom 14. No- 
vember 2003 (BGBl. I S. 2190) eingefügte § 58 Abs. 2 SGB 
V regelt die private Zahnersatzversicherung für Mitglieder 
gesetzlicher Krankenkassen. Hierbei handelt es sich um eine 
substitutive Krankenversicherung, so dass grundsätzlich ein 
Beitragszuschlag zu erheben wäre. Bei gesetzlich Kranken- 
versicherten, die den größten Teil der Krankheitskosten über 
die gestzliche Krankenversicherung absichem, besteht je- 
doch für diesen Zuschlag - anders als bei den ausschließlich 
privat Krankenversicherten - kein Bedürfnis. 

Zu Nummer 8 (§ 12b VAG) 

Mit der Änderung wird eine Regelungslücke korrigiert, die 
bei einer Ergänzung des § 12b Abs. 3 im Gesetz zur Umset- 
zung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen zur Sanierung und 
Liquidation von Versicherungsuntemehmen und Kreditinsti- 
tuten vom 10. Dezember 2003 entstanden war. 

Zu Nummer 9 (§ 13a VAG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ändemng zur Verein- 
heitlichung der Terminologie innerhalb des Gesetzes. 

Zu Nummer 10 (§ 13d VAG) 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil in vielen Unternehmen 
die Organzuständigkeiten durch Geschäftsordnungen des 
Vorstands und des Aufsichtsrates wesentlich modifiziert 
werden. Bei der Einleitung aufsichtsrechtlicher Maßnahmen 
muss die Aufsichtsbehörde z. B. berücksichtigen können, 
welche Maßnahmen der Vorstand und damit auch ein für den 
Vorstand eingesetzter Sonderbeauftragter nur mit Zustim- 
mung des Aufsichtsrates durchführen kann (vgl. § 1 1 1 Abs. 4 
Satz 2 AktG). 

Die neue Vorschrift des § 13d Nr. 2a ist - auch ohne Folge- 
ändemng - unmittelbar bußgeldbewehrt nach § 144 Abs. la 
Nr. 2. 

Zu Nummer 11 (§ 14) 

Durch Buchstabe a wird ein Redaktionsfehler korrigiert, der 
bei der Ändemng der Vorschrift durch das Gesetz zur Umset- 
zung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen zur Saniemng und 
Liquidation von Versichemngsuntemehmen und Kreditinsti- 
tuten vom 10. Dezember 2003 entstanden war. Mit Buch- 
stabe b wird entsprechend moderner Gesetzgebungspraxis 
die Veröffentlichung der Genehmigung im elektronischen 
Bundesanzeiger ermöglicht (siehe auch Nummer 11). 

Zu Nummer 12 (§ 28) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die durch § 25 AktG 
den Aktiengesellschaften eingeräumte Möglichkeit, Be- 
kanntmachungen im elektronischen Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

Zu Nummer 13 (§ 81) 

Mit Buchstabe a wird die Veröffentlichung der Genehmigung 
im elektronischen Bundesanzeiger ermöglicht. Bei Buch- 
stabe b handelt es sich um eine Folgeänderang zur Einfügung 
eines neuen § 83a VAG (Nummer 15). 
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Zu Nummer 14 (§ 83) 

Die Änderung in Buchstabe a hat klarstellende Funktion. Die 
aus der Vorschrift folgenden Befugnisse der Aufsichtsbe- 
hörde sollen auch auf solche Dienstleister Anwendung fin- 
den, die für Rückversicherungsuntemehmen Tätigkeiten 
wahmehmen, die Gegenstand eines Funktionsausgliede- 
rungsvertrages sein können. 

Die Änderung in Buchstabe b dient der redaktionellen An- 
passung dieser Norm an die Änderung des Geldwäschegeset- 
zes durch das Geldwäschebekämpfungsgesetz, das am 
15. August 2002 in Kraft getreten ist (BGBl. I S. 3105). Neu 
aufgenommen in den Kreis der Pflichtigen des Geldwäsche- 
gesetzes wurde dadurch die Berufsgruppe der Versicherungs- 
makler, die nach der Fiktion des § 1 Abs. 4 Satz 2 GwG als 
Versicherungsuntemehmen gelten und damit Institut im 
Sinne des Geldwäschegesetzes sind. Die geldwäscherecht- 
liche Gleichstellung von Versicherungsmaklern und Versi- 
cherungsuntemehmen wurde bisher nicht vollständig auf der 
aufsichtsrechtlichen Ebene vollzogen. Obwohl die Bundes- 
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) die für die 
Einhaltung des GwG zuständige Behörde nicht nur für Versi- 
chemngsuntemehmen, sondern auch für Versichemngsmak- 
1er ist (§16 Nr. 3 GwG), besitzt sie für Versichemngsmakler 
nicht die notwendigen aufsichtsrechtlichen Kompetenzen, 
die es ihr ermöglichen, die Einhaltung der geldwäsche- 
rechtlichen Vorschriften zu überprüfen und damit sicherzu- 
stellen. Dies gilt insbesondere für Auskunftsrechte (§ 83 
Abs. 1 Nr. 1) oder Prüfungsrechte (§ 83 Abs. 1 Nr. 2). 

Zweck der Gesetzesändemng ist es deshalb, die für Versiche- 
mngsuntemehmen bestehenden Auskunfts- und Prüfungs- 
rechte der BaFin auf den Adressatenkreis der Versichemngs- 
makler bezüglich der geldwäscherechtlichen Verpflichtun- 
gen auszudehnen. 

Zu Nummer 15 (§ 83a) 

Der neue § 83a tritt an die Stelle des bisherigen § 8 1 Abs. 2a. 
Er soll durch die Konkretisiemng des Tatbestandes einerseits 
die Möglichkeiten einschränken, einen Sonderbeauftragten 
einzusetzen, andererseits in den verbleibenden Fällen die 
Einsetzung eines Sonderbeauftragten erleichtern und seine 
Stellung stärken. 

Im Rahmen der Voraussetzungen, unter denen ein Sonder- 
beauftragter eingesetzt werden kann, wird die bisherige 
Ultima-Ratio-Regelung („ . . . nicht auf andere Weise ge- 
wahrt . . .“) aufgehoben. Nach § 83a Abs. 1 Nr. 1 und 2 kann 
die Aufsichtsbehörde einen Sonderbeauftragten nunmehr 
einsetzen, wenn ein Fall des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 vorliegt 
oder das Unternehmen nachhaltig gegen Bestimmungen des 
VAG oder gegen zur Durchfühmng des VAG erlassene Ver- 
ordnungen oder Anordnungen verstoßen hat. Die Nummer 3 
ermöglicht die Einsetzung eines Sonderbeauftragten auch 
dann, wenn die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen 
aus den Versichemngsverträgen gefährdet erscheint. Damit 
wird auch in Fällen, in denen zwar ein subjektives „Versa- 
gen“ des Vorstandes nicht feststellbar bzw. nachweisbar ist, 
aber eine objektive Gefahr für die Versicherten besteht, die 
Einsetzung eines Sonderbeauftragten ermöglicht. Der Son- 
derbeauftragte hat bei seiner Tätigkeit vorrangig die Interes- 
sen der Versicherten zu berücksichtigen. 


Durch die Neufassung der Regelung wird diese zugleich an 
die moderne ordnungsrechtliche Terminologie angenähert 
und damit die Rechtssicherheit über den Einsatz von Sonder- 
beauftragten verbessert. 

Zu Nummer 16 (§ 84) 

Es handelt sich um eine Anpassung der Terminologie an den 
neuen Begriff „Sichemngsfonds“. 

Zu Nummer 17 (§ 87) 

Es handelt sich um eine Harmonisiemng der Aufsichtsinstm- 
mentarien im Finanzdienstleistungsbereich. Die Neurege- 
lung übernimmt die entsprechende Regelung für die Banken- 
aufsicht in § 36 Abs. 2 KWG. Die Neufassung der Über- 
schrift erhöht die Transparenz des Gesetzes. 

Zu Nummer 18 (§ 88a) 

Die Änderung ermöglicht die Veröffentlichung des Form- 
blatts des Bundesministeriums der Justiz im elektronischen 
Bundesanzeiger. 

Zu Nummer 19 (§ 89a) 

Die Neufassung des § 89a ist eine Folgeänderung zu Num- 
mer 24. Die Aufnahme des § 121c Abs. 5 ist eine redaktio- 
nelle Neufassung, sie ersetzt die obsolet gewordene Verwei- 
sung auf den aufgehobenen § la Abs. 3 Satz 2 a. F. Die Auf- 
nahme des § 121a Abs. 3 stellt eine Angleichung an die ent- 
sprechenden Befugnisse bei Erstversicherem dar. 

Zu Nummer 20 (§ 89b) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung eines 
neuen § 83a VAG (Nummer 15). 

Zu Nummer 21 (§ 104) 

Mit der Änderung des § 104 Abs. la Satz 1 Nr. 1 sollen auch 
solche Erwerbe untersagt werden können, die aufgrund von 
finanziellen Schwierigkeiten des Versicherungsuntemeh- 
mens (z. B. unzureichende Solvabilität, Liquiditätsengpass) 
zum Schutz der Versicherungsnehmer verhindert werden 
müssen. Aufgrund der rechtlichen Selbständigkeit des Ver- 
sicherungsuntemehmens besteht zwar im Regelfall keine 
Verpflichtung der Aktionäre - weder der bisherigen noch der 
in Aussicht genommenen - Nachschüsse zu leisten. Aller- 
dings müssen auch die tatsächlichen Verhältnisse, insbeson- 
dere bei Versicherungskonzemen und -grappen berücksich- 
tigt werden. Diese treten oft unter ähnlicher Firma im 
Geschäftsverkehr auf, um den einmal für ein oder mehrere 
Konzemunternehmen geschaffenen „guten Namen“ für alle 
Konzemuntemehmen zu nutzen. Daraus kann sich eine 
moralische Haftung aller Konzemuntemehmen oder der 
Holding-Gesellschaft für ein in finanzielle Schwierigkeiten 
geratenes Konzern- Versichemngsuntemehmen ergeben. Zu- 
mindest besteht bei den Marktteilnehmern die Erwartung, 
dass geschlossen auftretende Unternehmen gegebenenfalls 
auf die Finanzkraft des Konzerns oder der Grappe zurück- 
greifen können. Diese Markterwartungen, die sich bis zu 
einer Geschäftsgmndlage verfestigen können, könnten leicht 
umgangen werden, wenn die Aktien eines finanziell not- 
leidend gewordenen Konzern- Versichemngsuntemehmens 
beispielsweise auf eine Gesellschaft übertragen werden 
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könnten, die nur über die gesetzliche Mindestkapitalausstat- 
tung verfugt. Eine solche Verfahrensweise würde dem beson- 
deren Vertrauen nicht gerecht, dass die Versicherungsnehmer 
in die dauernde Erfüllbarkeit der vom Versicherungsunter- 
nehmen übernommenen Verpflichtungen haben. 

Mit der Änderung wird das VAG zudem an internationale 
Standards angepasst. Nach den von der Internationalen Ver- 
einigung der Versicherungsaufsichtsbehörden (lAlS) in Ba- 
sel erarbeiteten sog. Core Principles gehört es zu den wesent- 
lichen Aufsichtsstandards, dass an den Inhaber einer wesent- 
lichen Beteiligung dieselben Anforderungen gestellt werden 
wie an einen Gründer während des Zulassungsverfahrens 
(Insurance Core Principle Nr. 8 („Changes in control and 
portfolio transfers“), „essential criteria“ Buchstabe e). Da- 
raus ergibt sich, dass der Inhaber einer wesentlichen Beteili- 
gung nicht nur das aufsichtsrechtlich mindestens geforderte 
Kapital zur Verfügung stellen muss, sondern dass er auch in 
der Lage ist, weitere finanzielle Unterstützung für den Versi- 
cherer zu leisten („to provide the minimum Capital required 
as well as the ability to provide further Capital or other Sup- 
port for the insurer when needed“). 

Zu Nummer 22 (§ 110a) 

Es handelt sich um die Korrektur eines Redaktionsfehlers. 
Zu Nummer 23 (Kapitel Vlla) 

Für die neuen Regelungen über die Rückversicherungs- 
aufsicht wird ein eigenes Kapitel im VAG eingerichtet. 

Zu Nummer 24 (§§ 119 bis 121e) 

Zu §119 

Die Aufsicht erstreckt sich nach Absatz 1 nur auf Rückversi- 
cherungsuntemehmen mit Sitz im Inland. Diese bedürfen 
künftig zum Geschäftsbetrieb einer Erlaubnis durch die Auf- 
sichtsbehörde, wenn sie ausschließlich die Rückversicherung 
betreiben. Eine Ausdehnung der Aufsicht auf Rückversiche- 
rungsuntemehmen mit satzungsmäßigem Sitz im Ausland ist 
nicht angezeigt. Den Bedenken des IWF wird durch die 
Verstärkung der Aufsicht über die inländischen Rückversi- 
cherungsuntemehmen in ausreichendem Maße Rechnung 
getragen. Zudem sind die hier tätigen ausländischen Rück- 
versicherungsuntemehmen insbesondere aus Drittstaaten 
quantitativ wenig bedeutsam, sodass sich aus wettbewerbs- 
politischer Sicht keine Notwendigkeit einer Einbeziehung er- 
gibt. Die Einbeziehung von Rückversicherungsuntemehmen 
aus dem EU-/EWR-Raum kommt im Hinblick auf die weit 
fortgeschrittenen Arbeiten der EU-Kommission und der 
EU-Mitgliedstaaten an einer Rückversicherungs-Richtlinie 
nicht in Betracht. Eine vorübergehende Tätigkeitslandauf- 
sicht bis zum Inkrafttreten der Richtlinie würde der geplanten 
Verankerung des Prinzips der Sitzlandaufsicht auch im Rück- 
versicherungsbereich zuwiderlaufen und den europäischen 
Gedanken schädigen. 

Das Merkmal der Ausschließlichkeit im Hinblick auf den Be- 
trieb des Rückversicherungsgeschäfts dient allein der Ab- 
grenzung zum Erstversicherungsbereich. Das Erlaubnisver- 
fahren wird durch einen entsprechenden Antrag in Gang ge- 
setzt, der die Reichweite der Erlaubnis festlegt. Die Erlaub- 
niserteilung erfolgt grundsätzlich unbeschränkt, soweit sich 
nicht aus dem Antrag Beschränkungen in gegenständlicher. 


räumlicher oder zeitlicher Hinsicht ergeben. Dementspre- 
chend sind in den genannten drei Kategorien auch Genehmi- 
gungen für die Erweiterung des Geschäftsbetriebes möglich 
bzw. erforderlich. 

Der nach Absatz 2 vorzulegende Tätigkeitsplan ist - im Ge- 
gensatz zu dem Geschäftsplan der Erstversicherungsunter- 
nehmen - nicht genehmigungspflichtig. Gleiches gilt für 
Änderungen des Tätigkeitsplans, es sei denn, dass damit eine 
Erweiterung des Geschäftsbetriebs nach Absatz 1 verbunden 
ist. Stattdessen sind die Gründer eines Rückversicherungsun- 
temehmens zu einer weitreichenden Information über Art, 
Umfang und Einriehtung des Geschäftsbetriebs verpflichtet. 
Auf diese Weise wird die Aufsichtsbehörde in die Lage ver- 
setzt, sich einen umfassenden Überbliek über die geplante 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens, deren Geschäftsleiter 
und Inhaber bedeutender Beteiligungen, rechtliehe, finan- 
zielle und organisatorische Verhältnisse sowie etwaige Ein- 
bindung in Konzernstrukturen zu verschaffen. Es soll der 
Aufsichtsbehörde damit ermöglicht werden, etwaige Gefah- 
renquellen bereits im Erlaubnisverfahren aufzudecken und 
ihnen angemessen zu begegnen. Auch bei der Erweiterung 
des Geschäftsbetriebs ist grundsätzlich ein umfassender 
Tätigkeitsplan vorzulegen. Soweit der Aufsichtsbehörde ak- 
tuelle Unterlagen bereits vorliegen, kann sie auf die erneute 
Vorlage verzichten. 

Die in Nummer 1 und 2 des Absatzes 2 angeforderten Unter- 
lagen dienen der Information über Grundlagen und Ausrich- 
tung des Versieherungsbetriebs; die Nummern 3 bis 9 vermit- 
teln eine detaillierte Übersicht über die finanziellen und ope- 
rativen Strukturen des Rückversicherungsuntemehmens; die 
Nummern 10 und 11 geben schließlich Auskunft über die 
rechtliche und wirtschaftliche Einbettung des Unternehmens 
sowie gegebenenfalls über seine Verfleehtung mit anderen 
Unternehmen. Der Hinweis auf die rechtliche Zulässigkeit 
der Herausgabe der Wirtschaftsprüferberichte im Hinblick 
auf Inhaber bedeutender Beteiligungen an dem zu gründen- 
den Rückversicherungsuntemehmen hat klarstellenden Cha- 
rakter. Soweit rechtliche Hindernisse nicht entgegenstehen, 
kann die Mitwirkungsobliegenheit des Rückversichemngs- 
untemehmens insoweit auch unmittelbar von den Inhabern 
der bedeutenden Beteiligung wahrgenommen werden. 

Besondere Bedeutung kommt den in Absatz 3 der Vorschrift 
vorgesehenen Nachweisen über die Verhältnisse, aus denen 
sich die künftigen Verpflichtungen des Unternehmens als 
dauernd erfüllbar ergeben sollen, sowie über die Verfügbar- 
keit von Eigenmitteln in Höhe des Mindestbetrages des Ga- 
rantiefonds nach § 53c zu. Die in dieser Regelung genannten 
Nachweise werden durch die im Rahmen des Tätigkeitsplans 
nach Absatz 2 Nr. 3 vorzulegende geschätzte Bilanz und die 
geschätzte Gewinn- und Verlustrechnung flankiert. Der 
Aufsiehtsbehörde obliegt damit die Aufgabe, anhand dieser 
Angaben eine Plausibilitätskontrolle dahin gehend vorzu- 
nehmen, ob die dem Rückversichemngsuntemehmen zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel die dauernde Erfüll- 
barkeit der Verpflichtungen aus den Rückversichemngsver- 
trägen als gewährleistet erscheinen lassen. 

Zu § 120 

Nach Absatz 1 Satz 1 dieser Vorsehrift unterliegen neu zuzu- 
lassende Rückversicherer den gleichen Rechtsformbeschrän- 
kungen wie Erstversichemngsuntemehmen. Satz 2 be- 
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stimmt, dass der Ort der Hauptverwaltung im Inland belegen 
sein muss. Beide Regelungen ergaben sich bereits bislang 
aus der Verweisung des nunmehr aufgehobenen § laAbs. 1 
Satz 2 a. F. auf § 7 Abs. 1 und la. 

Nach Absatz 2 ist der Umfang der Erlaubnis vorbehaltlich 
eines anderweitigen Antrags und Tätigkeitsplans unbe- 
schränkt. Eine Beschränkung von Antrag und Tätigkeitsplan 
- und entsprechend auch der Erlaubnis - ist nach Absatz 3 
möglich entweder auf die Lebens- oder auf die Nichtlebens- 
rückversicherung. Diese Unterscheidung hegt begründet in 
den verschiedenen Anforderungen an die Finanzplanung, die 
Vermögensverwaltung und die fachliche Eignung von Ge- 
schäftsleitern. Eine Erlaubniserteilung nur für die Rückversi- 
cherung in einzelnen Versicherungszweigen oder -sparten 
entsprechend der Anlage A zum Versicherungsaufsichtsge- 
setz ist nicht vorgesehen. Darüber hinaus sind nach Maßgabe 
des Antrags Beschränkungen in räumlicher und zeitlicher 
Hinsicht möglich. Sofern ein Rückversicherungsuntemeh- 
men später den Geschäftsbetrieb in einer der genannten Kate- 
gorien ausdehnen will, ist nach Maßgabe des § 119 Abs. 1 
eine Erlaubnis zur Geschäftsbetriebserweiterung erforder- 
lich. 

Absatz 4 stellt klar, dass die Erlaubnis auch unter Auflagen 
und Bedingungen erteilt werden kann. Die Begriffe der Auf- 
lage und der Bedingung sind so zu verstehen, wie sie § 36 
Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz definiert. Die Erlaub- 
niserteilung unter einer Auflage oder Bedingung stellt im 
Vergleich zur Versagung der Erlaubnis das mildere Mittel dar 
und kommt insbesondere dann in Betracht, wenn die Auf- 
sichtsbehörde bestimmte gesetzeskonforme Postulate durch- 
setzen will, die vom zukünftigen Verhalten des Rückversi- 
cherungsuntemehmens abhängig sind. 

Zu § 121 

Die Vorschrift errichtet ein System für die Versagung der Ge- 
schäftsbetriebserlaubnis für Rückversicherungsuntemeh- 
men. Absatz 1 enthält zwingende Versagungsgründe bei 
nicht ausreichend qualifizierten Geschäftsleitem, Inhabern 
einer bedeutenden Beteiligung und im Falle nicht genügend 
dargelegter Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Rück- 
versicherungsverhältnissen. 

Absatz 2 sieht fakultative Versagungsgründe vor. Der Tatbe- 
stand der Vorschrift ist das Vorliegen von Tatsachen, die die 
Annahme rechtfertigen, dass eine wirksame Aufsicht über 
das Rückversicherungsuntemehmen beeinträchtigt wird. 
Satz 2 Nr. 1 bis 3 führt nicht abschließende Regelbeispiele 
auf, bei deren Vorliegen der Tatbestand als erfüllt anzuneh- 
men ist. Dabei ist bei Nummer 1 der Kern die Einbindung des 
Rückversicherungsuntemehmens in ein intransparentes Be- 
teiligungsgeflecht. Nummer 2 und 3 knüpfen an Vorschriften 
und Praktiken von Drittstaaten und deren Aufsichtsbehörden 
an, die eine Beaufsichtigung erschweren oder gar unmöglich 
machen. Diese können beispielsweise in dem nicht vorhan- 
denen Bemühen um die Verhinderung von Geldwäsche be- 
stehen. Eine nicht befriedigende Zusammenarbeit mit der 
Aufsichtsbehörde eines Drittstaates liegt vor allem dann vor, 
wenn sich diese einer Zusammenarbeit gänzlich verweigert 
oder diese unangemessen verzögert. Satz 3 ermöglicht die 
Versagung der Erlaubnis bei Fehlen ausreichender Unterla- 
gen zum Tätigkeitsplan. 


Absatz 3 übernimmt die Regelung des § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 
zur Definition einer engen Verbindung. 

Absatz 4 stellt klar, dass die Vorschrift die Versagung der Ge- 
schäftsbetriebserlaubnis für Rückversicherungsuntemehmen 
abschließend regelt. 

Zu § 121a 

Die Bestimmung bildet die zentrale Vorschrift für die lau- 
fende Rechts- und Finanzaufsicht über Rückversichemngs- 
untemehmen. 

Absatz 1 übernimmt im Wesentlichen den Regelungsgehalt 
des bisherigen § la Abs. 1 a. F. Durch den zusätzlichen Hin- 
weis auf die Geltung der übrigen Vorschriften des Abschnitts 
Vlla für die laufende Aufsicht in Satz 1 wird klargestellt, dass 
die Regelungen über das Erlaubnisverfahren insoweit auch 
auf den laufenden Geschäftsbetrieb Anwendung finden, als 
sie materielle Anfordemngen an diesen formulieren. Nicht 
erforderlich ist damit insbesondere eine ausdrückliche Ver- 
weisung auf § 7 Abs. 1 und la, denn die Anfordemngen an 
die Rechtsform und den Sitz der Hauptverwaltung von Rück- 
versichemngsuntemehmen auch für den laufenden Ge- 
schäftsbetrieb ergeben sich über Satz 1 aus § 120 Abs. 1. 

Eine wesentliche Intensiviemng der Aufsicht liegt in der Ver- 
weisung des Satzes 2 auf § 53c Abs. 1 und 3 bis 4. Damit wird 
eine laufende Überwachung der Eigenkapitalausstattung der 
Rückversichemngsuntemehmen entsprechend den für Erst- 
versichemngsuntemehmen geltenden Solvabilitätserforder- 
nissen implementiert, die in der Verordnungsermächtigung 
des § 121d ihre notwendige Ergänzung findet. Die Geltung 
von Solvabilitätsanfordemngen für Rückversichemngsun- 
temehmen macht entsprechende Befugnisse der Aufsichts- 
behörde unumgänglich, die auf eine Erhaltung bzw. Wieder- 
herstellung gesunder Finanzverhältnisse gerichtet sind, wes- 
halb auch die entsprechende Anwendung des § 81b (u. a. 
Solvabilitätsplan, Finanziemngsplan) angeordnet ist. Die 
dort genannten aufsichtsbehördlichen Befugnisse kommen 
in Betracht, wenn sie als geeignet anzusehen sind, die Wie- 
derherstellung einer ausreichenden Bedeckung der Solvabili- 
tätsspanne zu gewährleisten. Dabei ist im Rahmen der ent- 
sprechenden Anwendung des § 81b Abs. 2c zum einen auf 
die Retrozessionsverträge der Rückversichemngsuntemeh- 
men abzustellen; zum anderen bedeutet dies, dass entgegen 
dem Wortlaut der auf die nach § 53c Abs. 2 erlassene Kapital- 
ausstattungs- Verordnung verweist, die speziell für Rück- 
versicherer aufgmnd des neuen § 1 2 1 d zu erlassene Rückver- 
sichemngs-Kapitalausstattungs-Verordnung in Bezug ge- 
nommen wird. Die Verweisung auf die Absätze 1 und 2 des 
neu in das Gesetz aufgenommenen § 83a, der nunmehr das 
Institut des Sonderbeauftragten regelt, ist eine Folgeände- 
mng der Einfühmng dieser Vorschrift und ersetzt insoweit 
den bisherigen § 1 a Abs. 3 Satz 3 a. F. Die hinzugekommene 
Verweisung auf § 86 wurde durch die Einfühmng eines Er- 
laubnisverfahrens und die damit einher gehende Befugnis 
zum Widermf der Geschäftsbetriebserlaubnis für Rückversi- 
chemngsuntemehmen notwendig. Die Verweisung auf ein- 
zelne Straf- und Ordnungswidrigkeitentatbestände der 
§§ 140, 144 schützt das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Wirksamkeit der intensivierten Aufsicht über Rückversiche- 
mngsuntemehmen. Die Aufnahme des § 156 Abs. 2 in den 
Verweisungskatalog beseitigt eine Lücke im System der Auf- 
sicht über öffentlich-rechtliche Rückversichemngsuntemeh- 
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men. Deren Organe sind - soweit sie in den aktienrechtlichen 
Vorschriften in Bezug genommen werden - in Zukunft an die 
Grundsätze der Publizität wesentlicher Unternehmensver- 
hältnisse sowie der Risikofrüherkennung und Bestandssiche- 
rungsverantwortung gebunden. Diese Änderung hat indes 
eher klarstellende Funktion. 

Absatz 1 Satz 3 der Vorschrift bestimmt die Geltung zusätz- 
licher oder konkretisierender Vorschriften für Versicherungs- 
vereine auf Gegenseitigkeit, die ausschließlich das Rückver- 
sicherungsgeschäft betreiben. Diese werden daher künftig 
nicht mehr unmittelbar von den §§ 15 ff. erfasst. Soweit auf 
§ 39 Abs. 4 verwiesen wird, ist der dortige Begriff des Versi- 
cherungszweiges sinngemäß als Unterscheidung zwischen 
Lebens- und Nichtlebensrückversicherung zu verstehen. Ab- 
satz 1 Satz 4 beseitigt eine Lücke bei Versicherungsaktienge- 
sellschaften, deren ausschließlicher Geschäftsgegenstand die 
Rückversicherung ist. Auch diese werden künftig mindestens 
zwei Geschäftsleiter stellen müssen. 

Absatz 2 sieht Anzeigepflichten für ausgewählte Teile des 
Geschäftsplans sowie für die Absicht von Umwandlungen 
nach § 1 des Umwandlungsgesetzes vor. Die Rückversiche- 
rungsuntemehmen unterliegen also keiner Genehmigungs- 
pflicht für Änderungen des Tätigkeitsplanes, soweit diese 
nicht zugleich eine Geschäftsbetriebserweiterung nach § 1 19 
Abs. 1 begründen. 

Diese nur eingeschränkten Anzeigepflichten berühren aller- 
dings nicht das Recht der Aufsichtsbehörde, Maßnahmen 
nach der Generalklausel des Absatzes 3 Satz 1 zu ergreifen, 
auch wenn sie von dem zu beanstandenden Verhalten des 
Rückversicherungsuntemehmens auf andere Weise Kenntnis 
erlangt hat. Diese Regelung entspricht dem bisherigen § la 
Abs. 3 Satz 1 a. F. Satz 2 erstreckt die Eingriffsbefugnisse auf 
Unternehmen, soweit sie für ein Rückversicherungsunter- 
nehmen Tätigkeiten wahmehmen, die Gegenstand eines 
Funktionsausgliederungsvertrages sein können. Damit soll 
den Gefahren begegnet werden, die sich aus der Möglichkeit 
weit reichender Ausgliederungen von Untemehmensfünktio- 
nen auf etwaige unzuverlässige Dienstleister ergeben. Diesen 
Gefahren kann allein mit der Aufsicht über Rückversiche- 
rungsuntemehmen nicht in ausreichendem Maße begegnet 
werden. 

Zu § 121b 

Die Vorschrift übernimmt die im aufgehobenen § la Abs. 2 
a. F. geregelten Anlagegrundsätze für Vermögen, das der Be- 
sicherung der Verpflichtungen aus den Rückversicherungs- 
verhältnissen dient. Die Vorschrift nimmt auf § 54 Abs. 1 Be- 
zug und übernimmt unter Berücksichtigung der Besonder- 
heiten des jeweiligen Rückversicherers die dort formulierten 
Aspekte zur Bewertung der Angemessenheit von Mischung 
und Streuung. Gleichzeitig stellt die Vorschrift klar, dass dar- 
über hinaus auch die Kapitalausstattung sowie die gesamte 
Finanzausstattung des Unternehmens und dessen Konzern- 
Struktur zu beachten sind. Letzteres trägt insbesondere dem 
Umstand Rechnung, dass einige Rückversicherungsunter- 
nehmen zugleich Holdingfunktion ausüben und ihre Aktiva 
teilweise in nicht unerheblichem Umfang durch Beteili- 
gungsbuchwerte geprägt sind. Dieser Umstand muss bei der 
Überprüfung der Angemessenheit der Kapitalanlagen ausrei- 
chend Berücksichtigung finden. 


Zu§ 121c 

Die Vorschrift rundet das neu geschaffene Erlaubnissystem 
für Rückversicherungsuntemehmen ab. Dieses bliebe Stück- 
werk, wenn die Aufsichtsbehörde die erteilte oder nach Maß- 
gabe des § 121e fingierte Erlaubnis nicht widerrufen könnte. 
Absatz 1 Satz 1 und 2 benennt die zwingenden Widerrufs- 
gründe. Die Widerrufstatbestände eröffnen bereits ihrem 
Wortlaut nach auch die Möglichkeit eines Teilwiderrufs, der 
als milderes Mittel zu einem umfassenden Widerruf der Er- 
laubnis in Betracht zu ziehen ist. Satz 3 stellt klar, das der Wi- 
derruf keine Einschränkungen für die ordnungsgemäße Ab- 
wicklung im Rahmen eines Insolvenzverfahrens mit sich 
bringt. Satz 4 schließlich stellt für die dort genannten Fälle 
ein gebundenes Ermessen auf 

Die fakultativen Widerrufsgründe sind in Absatz 2 aufge- 
zählt, wobei sich die von Nummer 1 in Bezug genommenen 
Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis im Wesent- 
lichen aus § 121 ergeben, dort allerdings negativ formuliert 
sind. 

In Absatz 3 sind die unmittelbaren aufsichtsrechtlichen Fol- 
gen des Widerrufs festgelegt. 

Absatz 4 Satz 1 verpflichtet die Aufsichtsbehörde, im Falle 
eines Widerrufs alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig 
sind, um die Interessen der Vorversicherer an der Durchsetz- 
barkeit ihrer Forderungen zu wahren. Satz 2 zählt beispiel- 
haft („insbesondere“) einige Befugnisse der Aufsichtsbe- 
hörde auf. 

Der den bisherigen § la Abs. 3 Satz 2 a. F. ersetzende 
Absatz 5 Satz 1 gibt der Aufsichtsbehörde die Möglichkeit, 
statt die Geschäftsbetriebserlaubnis zu widerrufen, die Abbe- 
rufung eines bestimmten Geschäftsleiters eines Rückversi- 
cherungsuntemehmens zu verlangen und diesem die Aus- 
übung der Tätigkeit zu untersagen, wenn Tatsachen bekannt 
werden, die unter dem Gesichtspunkt mangelnder Geschäfts- 
leiterqualifikation auch eine Erlaubnisversagung gerechtfer- 
tigt hätten. Satz 2 erweitert diese Sanktionsmöglichkeit auf 
Fälle von Verstößen gegen Vorschriften des Versichemngs- 
aufsichtsgesetzes, gegen aufgmnd dieses Gesetzes erlassene 
Verordnungen sowie gegen aufsichtsbehördliche Anordnun- 
gen, wenn und soweit eine entsprechende vorherige Verwar- 
nung jeweils unbeachtet geblieben ist. Die Regelungen des 
Absatzes 5 erfordern von der Aufsichtbehörde dem jewei- 
ligen Einzelfall gerecht werdende Abwägungen unter Be- 
rücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips. 

Zu § 121d 

Die Vorschrift enthält die Verordnungsermächtigung hin- 
sichtlich der Höhe und der Berechnung der Solvabilitäts- 
spanne, des Mindestbetrages des Garantiefonds und für die 
Lebensrückversichemng hinsichtlich der möglichen Anre- 
chenbarkeit nicht in der Bilanz ausgewiesener Eigenmittel. 
Durch die inhaltliche Maßgeblichkeit der Richtlinien für die 
Erstversichemng, auf die in der Ermächtigungsgrandlage 
mangels existierender Rückversicherangsrichtlinie Bezug 
genommen wird, ist die Verordnung nach Inhalt, Zweck und 
Ausmaß hinreichend bestimmt. Da nach den weit fortge- 
schrittenen Arbeiten an einem europäischen Regulierangs- 
rahmen zur Beaufsichtigung von Rückversicherangsunter- 
nehmen sich die Solvabilitätsanforderangen für Rückversi- 
cherangsuntemehmen im Wesentlichen an den für Erstversi- 
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cherungsuntemehmen geltenden Solvabilitätsvorschriften 
orientieren werden, sind die dementsprechend vorgesehenen 
Richtlinienbezugnahmen sachgerecht. 

Zu§ 121e 

Die Einführung des Erlaubnisverfahrens macht einen Be- 
standsschutz für Unternehmen, die bereits das Rückversiche- 
rungsgeschäft betreiben und der bisherigen eingeschränkten 
Aufsicht der Aufsichtsbehörde unterliegen, notwendig. Das 
Abstellen auf die Registrierung in Satz 1 soll Zweifelsfälle 
und Umgehungsmöglichkeiten vermeiden. Der Umfang der 
fingierten Erlaubniserteilung bestimmt sich nach dem bishe- 
rigen Geschäftsbetrieb nach Maßgabe des nach den Über- 
gangsbestimmungen dieses Gesetzes bis zum 30. Juni 2005 
einzureichenden Tätigkeitsplans, der damit retrospektiv aus- 
gestaltet ist. Auf diese Weise wird Klarheit geschaffen, in- 
wieweit in der Zukunft Genehmigungen für Geschäftsbe- 
triebserweiterungen nach § 119 Abs. 1 erforderlich sein wer- 
den. Die Erlaubniserteilungsfiktion kann durch einen dekla- 
ratorischen Verwaltungsakt dokumentiert werden, soweit das 
Unternehmen ein entsprechendes Feststellungsinteresse gel- 
tend macht. 

Satz 2 stellt klar, dass der Bestandsschutz keine Einschrän- 
kungen der laufenden Aufsicht zur Folge hat. 

Zu Nummer 25 (Übergangsbestimmungen) 

Zu § 123a 

Mit der Regelung wird von der durch Artikel 22 Abs. 3 der 
Pensionsfonds-Richtlinie zugelassenen Übergangsfrist Ge- 
brauch gemacht. 

Zu § 123b 

Absatz 1 regelt für diejenigen Unternehmen, die unter die Be- 
standsschutzvorschrift des § 121e fallen, die Vorlagep flicht 
eines Tätigkeitsplans, der einerseits den Informationsstand 
der Aufsichtsbehörde über die inländischen Rückversicherer 
aktualisieren soll, und andererseits die Reichweite der Er- 
laubniserteilungsfiktion festlegt. Dies ist für die Frage be- 
deutsam, ob und inwieweit Erweiterungen des Geschäftsbe- 
triebs künftig genehmigungspflichtige Tatbestände nach 
§ 119 Abs. 1 sein werden. 

Absatz 2 regelt bestimmte Übergangsfristen für die dem Be- 
standsschutz unterfallenden Rückversicherungsuntemeh- 
men: Nach Satz 1 finden die Vorschriften über die Grund- 
sätze der Kapitalanlage und der Rechtsform wie schon nach 
bisheriger Rechtslage erst ab dem 1 . Januar 2005 Anwen- 
dung. Die aufgeführten Vorschriften, die in Zusammenhang 
mit der adäquaten Eigenmittelausstattung stehen, werden 
nach Satz 2 erst ab dem 1 . März 2007 und damit zeitgleich 
mit der Geltung der durch Artikel 1 und 4 des Gesetzes zur 
Umsetzung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen zur Sanie- 
rung und Liquidation von Versicherungsuntemehmen und 
Kreditinstituten geänderten Solvabilitätsanforderungen für 
Erstversicherer zur Anwendung gelangen. Aus den im Allge- 
meinen Teil der Gesetzesbegründung angeführten Erwägun- 
gen und insbesondere vor dem Hintergrund der vom IWF ge- 
äußerten Kritik ist es jedoch erforderlich, auch schon vor dem 
1 . März 2007 Anforderungen an die Solvabilität der hier in 
Rede stehenden Rückversicherungsuntemehmen zu stellen. 
Insoweit verweist Satz 3 für den Zeitraum vom 3 1 . Dezember 


2005 bis zum 28. Februar 2007 statisch auf § 1 der für Erst- 
versicherer geltenden Kapitalausstattungs- Verordnung - al- 
lerdings in der Fassung der Verordnung vom 16. April 1996, 
d. h. vor Änderung durch Artikel 4 des Gesetzes zur Umset- 
zung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen zur Sanierung und 
Liquidation von Versicherungsuntemehmen und Kreditinsti- 
tuten. Durch die Bezugnahme auf die ältere Fassung der Ka- 
pitalausstattungs-Verordnung wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass den Erstversicherern eine relativ lange Über- 
gangsfrist für die neuen Solvabilitätsregelungen gewährt 
wurde. Daher wäre eine vorgezogene Anwendung der für 
Erstversicherer erst ab dem 1 . März 2007 anwendbaren Be- 
stimmungen auf Rückversicherer nicht angemessen. Der 
Mindestgarantiefonds wird für diesen Zeitraum auf 2 Mio. 
Euro festgelegt. Satz 4 enthält eine „Stand still“-Klausel, die 
zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit der bereits tätigen 
Rückversicherer gegenüber den Vorversicherern eine beson- 
dere Übergangsregelung trifft für den Zeitraum bis zur 
Anwendbarkeit der Rückversicherangs-Kapitalausstattungs- 
Verordnung und des § 53c Abs. 1 und 3 bis 4 auf die unter Be- 
standsschutz fallenden Rückversicherer am 1. März 2007. 
Danach darf bei einer am 3 1 . Dezember 2004 bestehenden 
Unterdeckung der fiktiven Solvabilitätsspanne jedenfalls 
keine weitere Verschlechtemng der Solvabilität eintreten, so 
dass insoweit der zum Stichtag bestehende Status quo der 
Solvabilität bis zum 1. März 2007 festgeschrieben wird. Die 
Berechnung der fiktiven Solvabilitätsspanne eines Rückver- 
sichemngsuntemehmens orientiert sich dabei — wie im Übri- 
gen schon jetzt von der Aufsichtsbehörde praktiziert - an den 
für die Schaden- und Unfall-Erstversichemngsuntemehmen 
geltenden Vorschriften. Für Rückversicherer mit einer am 
Stichtag bestehenden Überdeckung wird keine Regelung 
getroffen, trotzdem sollten diese Unternehmen mit Blick auf 
das zukünftige Solvabilitätsregime bereits jetzt darauf 
bedacht sein, die Solvabilitätsspanne zumindest vollständig 
bedeckt zu halten. 

Zu Nummer 26 (Kapitel VIII) 

Für die neuen Regelungen über Sichemngsfonds wird ein 
neues Kapitel im VAG eingerichtet. Statt der im europäi- 
schen Gemeinschaftsrecht verwendeten Bezeichnung „Ga- 
rantiefonds“ wird der Begriff „Sicherungsfonds“ verwendet, 
weil der Begriff „Garantiefonds“ bereits in § 53c Abs. 1 VAG 
(„Ein Drittel der geforderten Solvabilitätsspanne gilt als Ga- 
rantiefonds.“) mit einer anderen Bedeutung verwendet wird. 

Zu Nummer 27 (§§ 124 bis 133a) 

Zu § 124 

§124 legt die generelle Pflicht der Versicherungsuntemeh- 
men fest, Versichemngsverträge bei einer Sichemngseinrich- 
tung abzusichern. Die Pflicht ist auf Lebens- und Kranken- 
versicherangsuntemehmen beschränkt, weil der Wegfall des 
Versichemngsschutzes in diesen Sparten typischerweise be- 
sondere soziale Härten für die Versichemngsnehmer vemr- 
sacht und weil der Ausfall eines Lebensversicherers die Ak- 
zeptanz der privaten kapitalgedeckten Altersversorgung bzw. 
der Ausfall eines Krankenversicherers diejenige der substitu- 
tiven Krankenversicherang gefährden könnte. Pensionskas- 
sen und Pensionsfonds sind von der Pflicht ausgenommen, 
weil für ihre Leistungsfähigkeit gemäß § 1 Abs. 1 Betriebs- 
rentengesetz immer ein Arbeitgeber bzw. der Pensions- 
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Sicherungs-Verein einsteht. Sterbekassen sind ausgenom- 
men, weil der Wegfall ihrer Leistung keine der o. g. Folgen 
auslösen würde. Außerdem wäre die Mitgliedschaft für diese 
typischerweise sehr kleinen Unternehmen eine wirtschaftli- 
che Belastung, die in keinem Verhältnis zum Nutzen für die 
Versicherungsnehmer stünde. 

Zu § 125 

Die Vorschrift regelt die Einschaltung der Sicherungsfonds 
durch die Aufsichtsbehörde und die Weiterführung der Ver- 
träge durch die Sicherungsfonds. 

Die Maßnahmen setzen erst dann ein, wenn alle Möglichkei- 
ten der Sanierung des Versicherungsuntemehmens aus eige- 
ner Kraft gescheitert sind (Absatz 1). ln diesem Fall kann die 
Aufsichtsbehörde die Versicherungsverträge ohne Zustim- 
mung der Organe des betroffenen Versicherers auf den zu- 
ständigen Sicherungsfonds übertragen, der dann die Verträge 
wieder auf eine finanziell solide Basis steht. Angesichts der 
fortgeschrittenen Krise des betroffenen Versicherers ist der 
darin hegende Eingriff in die Rechte seiner Organe und 
Eigentümer materiell gering. Er ist gerechtfertigt, weil die 
von den Sicherungsfonds bereit gestellte Finanzierung aus- 
schließlich für die Belange der Versicherten verwendet wer- 
den darf und dies verfahrensmäßig abgesichert sein muss. 

Absatz 3 regelt die Wirkung der Bestandsübertragung. Dies 
ist erforderlich, da der Sicherungsfonds nicht selbst ein Versi- 
cherungsuntemehmen sein muss. § 14 VAG ist in diesem Fall 
nicht direkt anwendbar. Absatz 4 regelt entsprechend die Ver- 
waltung der übernommen Verträge durch den Sicherungs- 
fonds. Der übernommene Versicherungsbestand unterliegt 
materiell weiter den bisherigen Anforderungen des VAG. 
Wenn nach § 127 ein Versicherer mit den Aufgaben des Si- 
cherungsfonds belieben wird, gelten die Vorschriften des 
VAG für Versicherungsuntemehmen auch für die Durchfüh- 
rung der Aufgaben als Sicherungsfonds direkt. 

Absatz 5 sieht vor, dass die Aufsichtsbehörde die garantier- 
ten Leistungen aus den übernommenen Verträgen herabset- 
zen kann, wenn der F inanzierungsbedarf die gemäß § 1 29 be- 
reitgestellten Mittel des Fonds überschreitet. Die Entschei- 
dung trifft die Aufsichtsbehörde, unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Einzelfalls und der möglichen Auswir- 
kungen auf die Stabilität des Versicherungswesens sowie der 
Leistungszusagen der angeschlossenen Versicherer. 

Anders als bei den Entschädigungseinrichtungen im Banken- 
bereich ist eine generelle Selbstbeteiligung der Versicherten 
nicht vorgesehen, da dies in vielen Fällen dem Versorgungs- 
zweck der Verträge zuwider liefe. Insbesondere in der substi- 
tutiven Krankenversicherung stieße eine solche Regelung 
auch auf erhebliche praktische Probleme. Eine unbegrenzte 
Garantie der vom alten Versicherer einmal zugesagten Leis- 
tungen wäre jedoch ebenso wenig sachgerecht, da hierin eine 
Bevorzugung dieser Versicherten gegenüber denjenigen Ver- 
sicherten hegen könnte, die sich für andere Anbieter ent- 
schieden haben und nunmehr einen finanziellen Beitrag zur 
Sanierung der Verträge des Not leidenden Versicherers leis- 
ten müssen. Das Gesetz eröffnet daher der Aufsichtsbehörde 
die Möglichkeit, im Einzelfall für eine angemessene Vertei- 
lung der Lasten zu sorgen. Dabei kann die Aufsichtsbehörde, 
wie auch sonst im Falle des § 89 Abs. 2, Leistungen auch un- 
gleichmäßig herabsetzen, wenn es besondere Umstände 


rechtfertigen, namentlich wenn bei mehreren Gruppen von 
Versicherungen die Notlage des Unternehmens mehr in einer 
als in einer anderen begründet ist (z. B. durch zu hohe garan- 
tierte Rückkaufs- oder Ablaufleistungen). 

In der Regel werden die Sicherungsfonds die übernommenen 
Verträge aus wirtschaftlichen Gründen so schnell wie mög- 
lich auf andere Versicherungsuntemehmen übertragen. 
Absatz 6 schafft hierfür die Rechtsgmndlage. Er sieht außer- 
dem vor, dass im Interesse einer solchen Weiterübertragung 
Veränderangen des Vertragsinhalts der betroffenen Verträge 
möglich sind. Die Regelung knüpft an die bereits bestehen- 
den Vorschriften des Versichemngsvertragsrechts (§ 172 
Abs. 2, § 178g Abs. 3 VVG) an, ist aber nicht auf die dort er- 
fassten Fälle beschränkt. Von Bedeutung ist diese Möglich- 
keit insbesondere in der Krankenversichemng. Anders als in 
der Lebensversicherang wäre hier auch die geschlossene 
Fortfühmng der Verträge keine ausreichende Lösung. Ohne 
den Eintritt neuer Versicherter würden die Beiträge für die 
betroffenen Verträge weit überdurchschnittlich ansteigen. 
Eine dauernde Subventioniemng der Verträge zu unverän- 
derten Bedingungen wäre jedoch gegenüber der Gesamtheit 
der Versicherten, die diese Leistungen aufbringen müsste, 
nicht angemessen. In diesen Fällen kann es daher geboten 
sein, die Bedingungen der übertragenen Verträge an diejeni- 
gen eines aufnehmenden Versicherers anzupassen, um die- 
sem die Fortfühmng des Bestandes zu ermöglichen. 

Im Einzelfall können vergleichbare Fälle auch in der Lebens- 
versichemng auftreten, z. B. wenn das Überschussbetei- 
ligungssystem des betroffenen Versicherers sich wesentlich 
von dem gmndsätzlich aufnahmebereiter Versicherer unter- 
scheidet. 

Eine Vertragsanpassung nach Absatz 6 hegt im Gegensatz zu 
einer Herabsetzung der Leistung nach Absatz 5 immer dann 
vor, wenn es nicht um die Verringemng eines bezifferten 
Leistungsversprechens (Summe) geht. 

Da das übertragende Unternehmen nach Durchfühmng der 
Bestandsübertragung die Voraussetzungen für die Fortset- 
zung des Geschäftsbetriebs nicht mehr erfüllt, erlaubt 
Absatz 7 ihm die Durchfühmng eines normalen Liquidati- 
onsverfahrens. 

Absatz 8 flankiert die Regelung des Absatzes 2. Eine Verzö- 
gemng der Bestandsübertragung würde regelmäßig zu erheb- 
lichem wirtschaftlichen Schaden durch weitere Entwertung 
noch vorhandener materieller und immaterieller Vermögens- 
gegenstände des Unternehmens führen sowie zumindest vor- 
übergehend den Versichemngsschutz der betroffenen Versi- 
cherten gefährden (insbesondere bei Erkrankungen und lau- 
fenden Rentenzahlungen). 

Zu § 126 

Zur Durchfühmng einer Pfhchtsichemng der Versichemngs- 
unternehmen kann der Gesetzgeber die in Deutschland beste- 
henden privaten Sichemngseinrichtungen aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen nicht verpflichten, da diese auf einem 
freiwilligen Zusammenschluss bemhen und sowohl die Be- 
dingungen für eine Mitgliedschaft als auch für Entschädi- 
gungsleistungen in eigener Entscheidung festlegen. Insbe- 
sondere kann eine Beitragspflicht nur zugunsten öffent- 
lich-rechtlicher Einrichtungen vorgesehen werden. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 15/3418 


Aus diesen Gründen sieht Absatz 1 vergleichbar § 6 Abs. 1 
des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungs- 
richtlinie und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie die 
Schaffung von Sicherungsfonds in Form eines Sondervermö- 
gens bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) vor. 
Grundsätzlich sollen die Versicherungsunternehmen die Ge- 
legenheit erhalten, unter weitgehender Wahrung der bisheri- 
gen Strukturen, die in diesem Gesetz vorgesehenen Aufga- 
ben in Selbstverwaltung auszuüben. Diese Möglichkeit wird 
durch den nachfolgenden § 127 mit der Beleihung juristi- 
scher Personen des Privatrechts mit der Aufgabe des Siche- 
rungsfonds eröffnet. 

Zu Absatz 1 

Die Sicherungsfonds werden als Sondervermögen des Bun- 
des bei der KfW errichtet, denen nach Satz 2 Teilrechtsfähig- 
keit zuerkannt wird. Durch die Teilrechtsfähigkeit können 
grundsätzlich die Verwaltungsstrukturen KfW genutzt wer- 
den, ohne neue Organe für die Sicherungsfonds schaffen zu 
müssen. Andererseits richten sich Klagen, beispielsweise 
wegen Grund und Höhe der Entschädigungsansprüche, nicht 
gegen die KfW, sondern gegen die Sondervermögen. 

Absatz 2 beschreibt die öffentliche Aufgabe der Sicherungs- 
fonds. 

Absatz 3 und 4 betreffen das Verwaltungsverfahren. Die Re- 
gelungen entsprechen denjenigen in § 6 Abs. 4 und 5 des Ge- 
setzes zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungsrichtlinie 
und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 

Zu § 127 

Die Vorschrift entspricht § 7 des Gesetzes zur Umsetzung der 
EG-Einlagensicherungsrichtlinie und der EG-Anlegerent- 
schädigungsrichtlinie, Abweichungen im Wortlaut ergeben 
sich aus Gründen der Rechtsformlichkeit. 

Die Kriterien, die dort für die Beleihung eines Privaten auf- 
gestellt wurden, sind entsprechend auf den Versicherungsbe- 
reich übertragbar. 

Die Tätigkeit der Sicherungsfonds ist eine Aufgabe eigener 
Art und nicht gleichbedeutend mit dem des Versicherungsge- 
schäfts, obwohl in der Praxis große Gemeinsamkeiten vor- 
handen sind. Um die Handlungsfreiheit der Träger eines be- 
liehenen Sicherungsfonds nicht unnötig zu beschneiden, er- 
laubt das Gesetz sowohl die Beleihung von Versicherern als 
auch von Nicht- Versicherern. In Frage kommen immer nur 
Einrichtungen die keine anderen Geschäfte neben der Auf- 
gabe, mit der sie belieben wurden, betreiben. 

Bietet eine beliehene Entschädigungseinrichtung nicht mehr 
die Gewähr, die ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufga- 
ben zu erfüllen, so kann die Beleihung nur durch Rechtsver- 
ordnung wieder rückgängig gemacht werden. Die Abwick- 
lung und die Rückübertragung der Aufgaben einschließlich 
des für die Entschädigung angesammelten Vermögens sind in 
der Rechtsverordnung zu regeln. 

Zu § 128 

§ 128 entspricht § 7 Abs. 3 des Gesetzes zur Umsetzung der 
EG-Einlagensicherungsrichtlinie und der EG-Anlegerent- 
schädigungsrichtlinie. Grundsätzlich unterliegen die KfW, 
soweit sie einen Sicherungsfonds errichtet hat, oder die belie- 
henen Sicherungsfonds nur den Vorschriften dieses Kapitels. 


Handelt es sich bei einem beliehenen Sicherungsfonds um 
ein Versicherungsuntemehmen, bleibt es darüber hinaus bei 
den allgemein für Versicherer geltenden Vorschriften dieses 
Gesetzes. 

Zu § 129 

Absatz 1 begründet für jedes von diesem Gesetz erfasste Ver- 
sicherungsuntemehmen die öffentlich-rechtliche Pflicht, an 
den Sichemngsfonds Beiträge zu leisten. Die Beitragsbe- 
scheide des Sichemngsfonds sind Verwaltungsakte. Satz 2 
legt fest, welche Aufwendungen durch die Beiträge gedeckt 
werden müssen. 

Absatz 2 begrenzt die Haftung des Sichemngsfonds entspre- 
chend der Regelung in § 8 Abs. 5 des Gesetzes zur Umset- 
zung der EG-Einlagensichemngsrichtlinie und der EG-Anle- 
gerentschädigungsrichtlinie. 

Absatz 3 bestimmt, nach welchen Gesichtspunkten die An- 
lage der Mittel erfolgen muss. 

Absatz 4 legt den Mindestumfang des Sondervermögens fest, 
das dem Fonds zur Erfüllung seiner Aufgaben zur Verfügung 
steht. 

In Absatz 5 wird festgelegt, dass Versichemngsuntemehmen 
Jahresbeiträge und Sonderbeiträge leisten müssen. Die Bei- 
tragspflicht kann herab- oder ausgesetzt werden, wenn der 
Sichemngsfonds ein ausreichendes Vermögen aufgebaut hat. 
Sonderbeiträge werden in der Regel nur erforderlich sein, um 
das Sondervermögen nach der Übernahme eines Versiche- 
mngsbestandes wieder aufzufüllen oder um zusätzliche Mit- 
tel einzufordern, wenn das vorhandene Vermögen nicht aus- 
reicht. 

Das Nähere über die Höhe der Jahresbeiträge und die Voraus- 
setzungen von Sonderbeiträgen wird in einer Rechtsverord- 
nung geregelt. Die Gesichtspunkte, die dabei besonders zu 
berücksichtigen sind, werden in Absatz 6 genannt. Die Bei- 
träge sollen gmndsätzlich die Finanzlage der Beitragszahler 
berücksichtigen, soweit dies mit dem Erfordernis einfachen 
und wirksamen Beitragseinzugs zu vereinbaren ist. In der 
Verordnung soll auch eine Obergrenze für die Beitragszah- 
lungspflicht der angeschlossenen Versichemngsunterneh- 
men festgelegt werden. Diese Begrenzung soll verhindern, 
dass die Beitragszahlung ihrerseits zur Gefährdung eines der 
angeschlossenen Unternehmen oder zu einer Beeinträchti- 
gung der Kapitalmärkte führt. 

Die Regelung in Absatz 7 entspricht § 8 Abs. 4 des Gesetzes 
zur Umsetzung der EG-Einlagensiehemngsrichtlinie und der 
EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 

Zu § 130 

Die Vorsehrift entspricht § 1 0 des Gesetzes zur Umsetzung 
der EG-Einlagensichemngsrichtlinie und der EG-Anleger- 
entschädigungsrichtlinie. 

Zu § 131 

Die Mitwirkungspflichten der angeschlossenen Versiche- 
mngsuntemehmen gegenüber dem Sichemngsfonds betref- 
fen regelmäßig nur dessen Tätigwerden im Entschädigungs- 
fall. Anders als bei Entschädigungseinrichtungen im Sinne 
des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagensichemngs- 
richtlinie und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie ist es 
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nicht Aufgabe des Sicherungsfonds, laufend oder bereits im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens die finanzielle Lage eines 
Versicherers einzuschätzen. Diese Tätigkeit wird von der zu- 
ständigen Aufsichtsbehörde wahrgenommen. 

Absatz 2 stellt klar, dass den Auskunftsverpflichteten ein 
Auskunftsverweigerungsrecht zusteht, wenn sie sich selbst 
belasten würden. Damit wird dem rechtsstaatlichen Gedan- 
ken der Unzumutbarkeit der Selbstanzeige Rechnung getra- 
gen. Über das Recht zur Verweigerung der Auskunft ist der 
Verpflichtete zu belehren. Die Regelung entspricht § 9 Abs. 2 
des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungs- 
richtlinie und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 

Den beim Sicherungsfonds beschäftigten oder für diesen 
tätigen Personen steht das Recht zu, die Geschäftsräume und 
Grundstücke der Versicherungsuntemehmen zum Zweck der 
Aufgabenwahmehmung nach diesem Gesetz zu betreten 
(Absatz 3). Die Befügnis ist in den Fällen notwendig, in de- 
nen keine, nur unvollständige oder unklare Auskünfte oder 
Unterlagen erteilt oder vorgelegt wurden. Außerdem stellt 
Satz 1 klar, dass der Sicherungsfonds einzelner seiner Aufga- 
ben auf Dritte übertragen kann. 

Zu § 132 

Die Vorschrift regelt den Fall, dass ein Versicherungsunter- 
nehmen seine Verpflichtungen nach diesem Gesetz verletzt. 
Im Falle schwerwiegender oder wiederholter Verstöße kann 
das Unternehmen aus dem Sicherungssystem ausgeschlossen 
werden. Dies führt automatisch zum Wegfall seiner Zulas- 
sung (§ 6 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4). 

Im Interesse der angeschlossenen Unternehmen ist es erfor- 
derlich, die Entschädigungsleistungen auf Verbindlichkeiten 
von Unternehmen zu beschränken, die diesem Sicherungs- 
system angehören. 

Zu § 133 

§ 1 3 3 verpflichtet alle bei der Entschädigungseinrichtung be- 
schäftigten oder für sie tätigen Personen zur Geheimhaltung. 
Damit wird klargestellt, dass nicht nur die Arbeitnehmer, 
sondern auch freiberuflich Tätige der Geheimhaltung unter- 
liegen. Im Hinblick auf Zahl und Umfang der bei der Ent- 
schädigungseinrichtung vorhandenen Daten ist es erforder- 
lich, eine umfassende Geheimhaltungsverpfhchtung anzu- 
ordnen. Aufgrund der besonderen Schutzwürdigkeit werden 
die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Versicherungs- 
untemehmen ausdrücklich erwähnt. Die Regelung entspricht 
§15 des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagensiche- 
mngsrichtlinie und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 
Die strafrechtliche Sanktionierang einer Verletzung der Ge- 
heimhaltungspflicht wird in § 138 ausdrücklich bestimmt 
(vgl. Nummer 28). 

Zu § 133a 

Die Vorschrift regelt die Zwangsmittel des Sichemngsfonds 
entsprechend der Regelung in § 17a des Gesetzes zur Umset- 
zung der EG-Einlagensichemngsrichtlinie und der EG-Anle- 
gerentschädigungsrichtlinie. 

Zu Nummer 28 (§ 138 VAG) 

Es handelt sich um eine Anpassung an den neuen § 133. 


Zu Nummer 29 (§ 140 VAG) 

Die Strafandrohung erstreckt sich künftig auch auf das ohne 
Erlaubnis nach § 119 Abs. 1 betriebene Rückversichemngs- 
geschäft. 

Zu Nummer 30 (§ 144 VAG) 

Mit Buchstabe a (§ 144 Abs. la Nr. 2) wird das Unterlassen 
einer nach § 121a Abs. 2 vorzunehmenden Anzeige nach 
Maßgabe dieser Vorschrift als Ordnungswidrigkeit einge- 
stuft. 

Buchstabe b ergänzt § 144 Abs. laNr. 4umdenFall einer Er- 
teilung der Erlaubnis für den Betrieb des Rückversichemngs- 
geschäfts unter Auflagen. 

Buchstabe c (§ 144 Abs. la Nr. 9) stellt die Abberafung des 
Geschäftsleiters eines Rückversicherers derjenigen eines 
Erstversicherers gleich. 

Mit den Buchstaben d und e (§ 144 Abs. la Nr. 11) wird das 
Auskunftsverlangen eines Sicherangsfonds im Rahmen sei- 
ner Aufgabe demjenigen der Aufsichtsbehörde gleichge- 
stellt. Eine vergleichbare Regelung enthält § 17 des Gesetzes 
zur Umsetzung der EG-Einlagensicherangsrichtlinie und der 
EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie. 

Buchstabef(§ 144 Abs. la Satz 2) erstreckt die textlich ange- 
passten Vorschriften des Ordnungswidrigkeitenkatalogs des 
Satzes 1 im vorgesehenen Umfang auf Rückversicherungs- 
Unternehmen. 

Zu Nummer 31 (§ 144c VAG) 

Entsprechend der Regelung in § 17 des Gesetzes zur Umset- 
zung der EG-Einlagensicherangsrichtlinie und der EG-Anle- 
gerentschädigungsrichtlinie soll auch ein Sicherungsfonds 
mit Bußgeld belegt werden können, wenn er seine Pflichten 
gegenüber der Aufsichtsbehörde nicht erfüllt. 

Zu Nummer 32 (§ 156a) 

Die bisher in Absatz 5 enthaltene Regelung findet sich nun in 
§ 1 (vgl. Nummer 2). 

Zu Nummer 33 (Anlage Teil D zum VAG) 

Die Regelung gewährleistet die Information der Versicherten 
über die ihnen zustehenden Rechte. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes zur Neuord- 
nung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen) 

Die Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbah- 
nen ist Rechtsnachfolgerin der Pensionskasse Deutscher Pri- 
vateisenbahnen, die 1888 als Versicherangsverein auf Ge- 
genseitigkeit gegründet worden war. Erst 1923 wurde sie 
durch Hoheitsakt der preußischen Staatsregierang Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts. Durch das Gesetz zur Neuord- 
nung der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Stra- 
ßenbahnen vom 5. März 1956 wurde sie zur bundesunmittel- 
baren Körperschaft des öffentlichen Rechts. Der hoheitliche 
Status der Kasse beruhte darauf, dass sie Bediensteten der 
Privateisenbahnen, die von der Versicherangspflicht in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten ausge- 
nommen waren, eine Gesamtversorgung in Anlehnung an die 
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Regelungen für Beamte gewährte. Nachdem diese Ausnah- 
mevorschriften aufgehoben wurden, ist die Kasse aktiv nur 
noch als Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung für 
Verkehrs- und Versorgungsbetriebe tätig. Als solche steht sie 
im Wettbewerb. 

Für die Versorgungsverhältnisse der ehemaligen Bedienste- 
ten der Privateisenbahnen, die von der Versicherungspflicht 
ausgenommen waren, und ihrer Angehörigen besitzt die 
Kasse kein eigenes Vermögen. Die Kosten für diese Renten 
werden vom Bund und zum Teil vom Freistaat Bayern und 
dem Saarland getragen. Aufgrund des Zeitablaufs wird die 
Zahl der Rentenempfänger kontinuierlich geringer (Ende 
2002: 984 von 6 640 Rentnern; daneben bestehen 6 578 ak- 
tive Versicherungsverhältnisse). 

Die Kasse hat daher zunehmend den Charakter einer privaten 
Versorgungseinrichtung angenommen. Damit ist der privile- 
gierte Status als öffentlich-rechtliche Anstalt nicht mehr zu 
vereinbaren. 

Da die Kasse genügend neue Verträge abgeschlossen hat, um 
aus eigener Kraft bestehen zu können, wäre es nicht gerecht- 
fertigt, sie nach Erfüllung ihrer ursprünglichen Aufgabe ab- 
zuwickeln. Vielmehr kann sie diese Geschäfte als Versiche- 
rungsverein auf Gegenseitigkeit fort setzen, während die Ver- 
waltung der verbleibenden Verträge der Bahnversicherungs- 
anstalt übertragen wird, die bereits jetzt eine vergleichbare 
Aufgabe durchführt. Auf diese Weise lassen sich die Auf- 
wendungen für die Verwaltung der Versorgungsverhältnisse 
und für die Aufsicht über die Kasse deutlich vermindern. Für 
die betroffenen Versorgungsberechtigten und -empfänger 
ändert sich durch die Umorganisation dagegen nichts. 

Zu Nummer 1 

§ 1 regelt die Umwandlung der Kasse in einen Versiche- 
rungsverein und den damit verbundenen Übergang von der 
kameralistischen auf eine kaufmännische Buchführung. Der 
Geschäftsbetrieb soll so weit wie möglich mit den bestehen- 
den Organen unverändert fortgesetzt werden. Da die Anstalt 
bereits mitgliedschaftlich organisiert ist, ergeben sich keine 
wesentlichen Änderungen. Die erste Satzung des neuen Ver- 
eins wird durch eine Verordnung auf der Grundlage der dann 
aktuellen Fassung der Satzung festgelegt. Ein Gründungs- 
stock muss nicht gebildet werden (vgl. den früheren § 128 
VAG, aufgehoben durch Artikel 1 Abs. 2 Nr. 62 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2000, BGBl. I S. 1857). Die Anforderun- 
gen an die Finanzausstattung einer Pensionskasse erfüllt die 
Kasse aus eigenen Mitteln. Die Übergangsregelung ent- 
spricht derjenigen für Pensionskassen in Artikel 6 § 2 des Ge- 
setzes zur Umsetzung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen 
zur Sanierung und Liquidation von Versicherungsuntemeh- 
men und Kreditinstituten vom 10. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2478). 

Zu Nummer 2 

§ 2 regelt die Fortführung der Versorgungsverhältnisse der 
Bediensteten der Privateisenbahnen, die von der Versiche- 
rungspflicht in der Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten ausgenommen waren, und ihrer Angehörigen. Die 


Leistungen werden zu unveränderten Bedingungen von der 
Bahnversicherungsanstalt - Abteilung B - fortgeführt. Die 
F inanzierung der Leistungen wird in den Absätzen 2 bis 4 ge- 
regelt. Der bisherige Absatz 2 wird rein vorsorglich als Ab- 
satz 3 aufrechterhalten. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 4 

Die Regelungen sind durch Zeitablauf obsolet geworden. 

Zu Nummer 5 

Die Neufassung des § 6 fasst die bisherigen Regelungen über 
die Flöhe der Leistungen in den Versorgungsverhältnissen, 
die auf die Bahnversicherungsanstalt übertragen werden un- 
verändert zusammen. 

Zu Nummer 6 

Die Regelungen sind durch die Änderung der Rechtsform der 
Kasse bzw. durch Zeitablauf obsolet geworden. 

Zu Nummer 7 

Der Anhang enthält die erste Satzung der Kasse als Versiche- 
rungsverein auf Gegenseitigkeit (s. Nummer 1). 

Zu Artikel 3 (Änderung des Kreditwesengesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 29) 

In § 29 sind nach gegenwärtiger Rechtslage die neu durch das 
Vierte FinanzmarktfÖrderungsgesetz bzw. das Geldwäsche- 
bekämpfungsgesetz geschaffenen und am 1 . April bzw. am 
1 . Juli 2003 in Kraft getretenen Vorschriften des § 24c KWG 
und des § 25b KWG noch nicht aufgeführt. Im Hinblick auf 
die geldwäscherechtliche Zielrichtung beider Normen sowie 
deren weitreichender Bedeutung im Rahmen der Prüfung des 
Jahresabschlusses ist eine redaktionelle Anpassung und ex- 
plizite Aufnahme beider Normen im Kontext mit der in Ab- 
satz 2 bereits normierten Ausdehnung der Prüferpflichten auf 
die Verpflichtungen des Instituts nach dem Geldwäschege- 
setz erforderlich. Der Verweis auf § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
KWG wird in Absatz 2 statt in Absatz 1 geregelt, da es sich 
um eine geldwäscherechtliche Prüfüngspflicht handelt, die in 
Absatz 2 geregelt sind, während Absatz 1 die bankrechtli- 
chen Prüfüngspflichten enthält. 

Zu Nummer 2 (§ 53b) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. Durch ein Redaktions- 
versehen im Rahmen des Vierten FinanzmarktfÖrderungsge- 
setzes ist eine Anpassung des § 53b an die Erweiterung der 
Organisationspflichten des § 25a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 um eine 
Nummer 4, mit der weitere Organisationspflichten normiert 
wurden, unterblieben, obwohl diese weiteren Organisations- 
pflichten auch für Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Anwendung fin- 
den müssen. 
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Zu Artikel 4 (Änderung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Mit der Änderung werden die Sicherungsfonds für Versiche- 
rungsuntemehmen entsprechend der bereits bestehenden Re- 
gelung für die Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi- 
gungseinrichtungen der Kreditinstitute von der Körper- 
schaftsteuer befreit. 


Aus der Befreiung von der Körperschaftsteuer folgt automa- 
tisch die Befreiung von der Gewerbesteuer (§ 3 Nr. 21 des 
Gewerbesteuergesetzes) . 

Zu Nummer 2 (§ 54) 

§ 34 Abs. 15 regelt den zeitlichen Anwendungsbereich. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 800. Sitzung am 1 1 . Juni 2004 be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1 a Abs. 1 , Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
- neu - VAG) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist § la wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist das Semikolon durch einen Punkt zu er- 
setzen und der zweite Halbsatz zu streichen. 

b) In Absatz 3 ist Satz 2 zu streichen. 

c) Nach Absatz 3 ist folgender Absatz 4 anzufugen: 

„(4) Für die nach Landesrecht errichteten und der 
Landesaufsicht unterliegenden Versicherungsunter- 
nehmen und öffentlich-rechtlichen Einrichtungen im 
Sinne des Absatzes 1 und 2 kann das Landesrecht Ab- 
weichendes bestimmen.“ 

Begründung 

Die in § la Abs. 1 und 3 des VAG enthaltenen Länderöff- 
nungsklauseln sind in einem neuen Absatz 4 zusammen- 
zufassen. Die Zusammenfassung ist aus systematischen 
Gründen angezeigt und dient der Rechtsklarheit und Ge- 
setzesvereinfachung. Zugleich wird damit zweifelsfrei 
klargestellt, dass die Länder auch im Hinblick auf die 
Regelungen in Absatz 2 Abweichendes regeln können, 
wie beispielsweise die Klärung von Zweifelsfragen bei 
der Reichweite der Vorschrift oder der Festlegung der im 
Einzelnen anwendbaren Vorschriften. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 125 Abs. 6 Satz 2 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 ist in § 125 Abs. 6 Satz 2 das Wort „not- 
wendig“ durch die Wörter „zweckmäßig und für die ver- 
sicherten Personen zumutbar“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Regelung, dass Veränderungen von Verträgen vorge- 
nommen werden können, wenn es zu ihrer Fortführung 
beim übernehmenden Versicherer „notwendig“ ist, ist 
nicht ausreichend bestimmt. Dies ist verfassungsrechtlich 
bedenklich und könnte im Sicherungsfall zu unnötigen 
und zeitraubenden Diskussionen führen (z. B. wenn zwei 
ansonsten gleiche Tarife unterschiedliche Selbstbetei- 
ligungen vorsehen, die sich in der Höhe allerdings nur we- 
nig unterscheiden). 

Es sollte deshalb zum Ausdruck gebracht werden, dass 
sowohl Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte des überneh- 
menden Versicherers als auch Zumutbarkeitsgesichts- 
punkte der versicherten Personen gleichgewichtig zu be- 
rücksichtigen sind, wenn ein unabhängiger Treuhänder 
die Voraussetzungen der Änderung überprüft. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 1 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 sind in § 127 Abs. 1 Satz 1 die Wörter 
„im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ver- 
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Es ist nicht üblich, Verordnungsermächtigungen mit Re- 
gelungen zum Einvernehmen mit anderen Ressorts zu 
versehen. Die Zuständigkeit ergibt sich aus der Ressort- 
verteilung. Aus ihr ergibt sich auch, welche Behörden zu 
beteiligen sind. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 sind in § 127 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nach 
dem Wort „verfügt“ die Wörter „oder sich entsprechender 
Ausstattungen und Organisation bedienen kann“ einzufü- 
gen. 

Begründung 

Es ist nicht erforderlich, dass der zu beleihende Private 
selbst dauernd über die notwendige Ausstattung, Organi- 
sation und Mittel verfügt. 

Es ist weder notwendig noch möglich, eine für jeden 
denkbaren Sicherungsfall geeignete komplette eigene 
Ausstattung oder Organisation beim Beliehenen vorzu- 
halten. Dies trifft insbesondere auf die zur Beitragseinzie- 
hung und Leistungsbearbeitung benötigten Datenverar- 
beitungssysteme und Anwendungsprogramme zu, die 
typischerweise untemehmensindividuell ausgestaltet 
sind und deshalb unmittelbar nach Eintritt eines Siche- 
rungsfalls für eine Übergangszeit beim sicherungsbedürf- 
tigen Unternehmen weiter benutzt werden müssen. Dies 
ist mit den Regelungen des § 83a Abs. 1 Nr. 3 VAG in Ver- 
bindung mit § 125 Abs. 2 VAG durchaus möglich. Ent- 
sprechendes gilt für das die Sachbearbeitung ausführende 
Personal. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 3 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 ist § 127 Abs. 1 Satz 3 wie folgt zu fas- 
sen: 

„Insbesondere können die bereits für die Lebensversiche- 
rer und die Krankenversicherer bestehenden Einrichtun- 
gen sowie die nach § 5 dieses Gesetzes zugelassenen 
Unternehmen belieben werden.“ 

Begründung 

Die von Krankenversicherungsunternehmen freiwillig 
gegründete Medikator AG und die von den Lebensver- 
sicherungsuntemehmen gegründete Protektor AG sind 
dazu in der Lage, das zum Schutz der Ansprüche der Ver- 
sicherungsnehmer Erforderliche zu leisten. Sie haben die 
Fähigkeit 
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- die Vertragsbearbeitung insbesondere hinsichtlich des 
Beitragsinkassos und der Schadensbearbeitung naht- 
los fortzufiihren und 

- die Einbettung der Versicherungsverträge in andere 
ausreichend große und ausgewogene Tarifbestände 
vorzunehmen. 

Die Sicherungsfonds sind hierzu nicht in der Lage. Dem 
Sicherungszweck steht es entgegen, wenn im Sicherungs- 
fall eine möglicherweise langwierige Suche nach einem 
Privaten, der bereit ist, die Aufgabe zu übernehmen, er- 
forderlich wäre. Aus diesem Grunde muss bereits im Ge- 
setz die Beleihung der Medikator AG und der Protektor 
AG vorgesehen werden. Die Einzelheiten der Beleihung 
regelt, wie im Entwurf vorgesehen, eine Rechtsverord- 
nung. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 1 Satz 1 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 ist in § 129 Abs. 1 Satz 1 das Wort 
„Beiträge“ durch die Wörter „bei Eintritt eines Siche- 
rungsfalles Sonderbeiträge“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Sicherung der Ansprüche der Versicherungsnehmer 
erfordert keine Vorfinanzierung in dem vom Entwurf vor- 
gesehenen Umfang. Es ist ausreichend, wenn für jeden 
einzelnen Sicherungsfall die Finanzierung sichergestellt 
ist. Eine zu umfangreiche Vorfinanzierung belastet die 
Unternehmen unangemessen und kann deshalb nicht ge- 
fordert werden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 4 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 ist § 129 Abs. 4 zu streichen. 
Begründung 

Mit § 129 Abs. 6 VAG wird das BMF ermächtigt, den 
Mindestbetrag des Sicherungsvermögens festzulegen. 
Daneben besteht kein Bedarf für eine Festlegung des 
Mindestbetrages im Gesetz. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 6 Satz 1 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 27 sind in § 129 Abs. 6 Satz 1 die Wörter 
„im Benehmen mit dem Bundesministerium für Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft“ zu streichen. 

Begründung 

Es ist nicht üblich, Verordnungsermächtigungen mit 
Regelungen zum Einvernehmen anderer Ressorts zu ver- 
sehen. Die Zuständigkeit ergibt sich aus der Ressortver- 
teilung. Aus ihr ergibt sich auch, welche Behörden zu be- 
teiligen sind. 

9. Zu Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe b (§ 29 Abs. 2 Satz 1 
KWG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob es genügen würde, die Einhaltung des 
Geldwäschegesetzes und der §§ 24c, 25a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 und § 25b KWG in einem mehrjährigen Prüfungs- 
tumus vorzunehmen. 


Auf Grund der erweiterten Prüfungsanforderungen er- 
höhen sich die von den Instituten zu tragenden Prü- 
fungskosten. Des Weiteren steigt bei der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) der Kontroll- 
aufwand, der auf Grund des Umlageverfahrens auch 
von den beaufsichtigten Unternehmen zu tragen ist. Bei 
kleinen und mittleren Instituten betragen die zusätz- 
lichen Kosten pro Prüfung schätzungsweise zwischen 
1 000 und 2 000 Euro und bei größeren Instituten ein 
Mehrfaches. Hochgerechnet auf die deutsche Kredit- 
wirtschaft sind die jährlich anfallenden Kosten allein 
aus der Gesetzesänderung zu Artikel 3 Nr. 1 auf insge- 
samt etwa 4,5 Mio. bis 5 Mio. Euro zu beziffern. Eine 
Kosten-Nutzen-Abwägung hierzu ist in der Gesetzes- 
vorlage nicht vorgenommen worden. Es sollte im Inte- 
resse einer Kostenreduzierung für die Kreditwirtschaft 
und entsprechend dem Masterplan „Bürokratieabbau“ 
der Bundesregierung geprüft werden, ob es genügt, die 
Einhaltung der Normen in einem zweijährigen Turnus 
oder innerhalb von zwei oder drei Jahren nach einem 
alles umfassenden Prüfüngsplan zu kontrollieren. 

10. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 53b Abs. 3 Satz 1 KWG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob in § 53 Abs. 3 Satz 1 die Angabe 
„25a Abs. 1 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 25a Abs. INr. 3 
und 4, § 25b“ ersetzt werden sollte. Die besonderen or- 
ganisatorischen Pflichten im grenzüberschreitenden 
bargeldlosen Zahlungsverkehr nach § 25b KWG müs- 
sen bisher von den Zweigniederlassungen von Einla- 
genkredit- und Finanzdienstleistungsinstituten aus ei- 
nem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
nicht angewendet werden. Es wird gebeten zu prüfen, 
ob die Unternehmen nicht bereits nach ihrem Heimat- 
recht in ausreichender Weise im Zahlungsverkehr Maß- 
nahmen der Geldwäschebekämpfung - dem § 25b 
KWG vergleichbar - treffen müssen. 

11. Zu Artikel 4a - neu - (§ 2 Abs. 2 Gesetz über die Er- 
richtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Versiche- 
rungswesen) 

Nach Artikel 4 ist folgender Artikel einzufügen: 

„Artikel 4a 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 

§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen vom 
3 1 . Juli 1951 (BGBl. I S. 480), das zuletzt geändert wor- 
den ist ..., wird wie folgt gefasst: 

,(2) Das Bundesaufsichtsamt beaufsichtigt ferner die 
Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne von 
§ Ib des Versicherungsaufsichtsgesetzes und die Siche- 
rungsfonds im Sinne von § 124 ff. des Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes.““ 

Folgeänderungen 

In Artikel 1 Nr. 27 ist § 128 VAG wie folgt zu ändern: 
a) Satz 1 ist zu streichen. 
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b) In Satz 2, 3 und 4 ist jeweils das Wort „Bundesan- 
stalt“ dureh das Wort „Aufsichtsbehörde“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

In Artikel 1 Nr. 4 werden in § Ib VAG Versiche- 
rungs-Holdinggesellschaften der Versicherungsaufsicht 
unterstellt. Im Gesetz über die Errichtung eines Bundes- 
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen wird dem 
Bundesaufsichtsamt jedoch ausdrücklich nur die Zu- 
ständigkeit für die Versicherungsaufsicht über die priva- 
ten Versicherungsuntemehmen zugewiesen. Ob diese 
Zuständigkeitszuweisung auch die Versicherungs-Hol- 
dinggesellschaften umfasst, ist nicht eindeutig. Daher 


sollte zur Klarstellung eine entsprechende Zuständig- 
keitszuweisung eingefügt werden. 

Die Zuständigkeit des Bundesaufsichtsamtes für die 
Aufsicht über die Sicherungsfonds sollte aus rechtssys- 
tematischen Gründen nicht in § 128 VAG, sondern 
ebenfalls im BAG geregelt werden. 

12. Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob Artikel 3 Nr. 2 zum 1. Januar 2005 
in Kraft treten sollte, damit die Unternehmen eine ange- 
messene Zeit haben, ihre EDV-technischen Sicherungs- 
systeme gegen Geldwäsche an die organisatorischen 
Anforderungen anzupassen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

1 . Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1 a Abs. 1 , Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 
-neu -VAG) 

Dem Vorschlag soll gefolgt werden, da er der Vereinfa- 
chung des Gesetzes dient. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 125 Abs. 6 Satz 2 VAG) 

Dem Vorschlag soll gefolgt werden. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist damit keine inhaltliche Änderung 
verbunden. Aus dem Kontext der Norm ergibt sich, dass 
bei einer Untemehmenskrise auch wirtschaftliche Gründe 
einen Eingriff in den Vertrags inhalt rechtfertigen können. 
Der vorgeschlagene Text bringt diese Gesichtspunkte 
jedoch besser zum Ausdruck. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 1 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Das Versiche- 
rungsaufsichtsgesetz kennt bereits mehrere Verordnungs- 
ermächtigungen, die das Einvernehmen anderer Bundes- 
ministerien vorsehen, z. B. in § 12c Abs. 2 und § 65 
Abs. 2. Die Beteiligung des BMVEL ist zur Wahrung der 
Verbraucherinteressen geboten. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Die Ergänzung 
ist nach Auffassung der Bundesregierung unnötig. Die 
Formulierung des Gesetzentwurfs entspricht derjenigen 
in § 7 des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Einlagen- 
sicherungsrichtlinie und der EG- Anlegerentschädigungs- 
richtlinie. Bei den Sicherungseinrichtungen im Banken- 
bereich ist nie zweifelhaft gewesen, dass sie sich für die 
Durchführung Ihrer Aufgaben Dritter bedienen kann. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 127 Abs. 1 Satz 3 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Die Ergänzung 
ist nach Auffassung der Bundesregierung unnötig. Die 
Bundesregierung ist in engen Kontakt mit den Verbänden 
der Versicherungswirtschaft und es besteht Übereinstim- 
mung, dass die bestehenden Einrichtungen für die im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Beleihung an erster Stelle in 
Frage kommen. Es ist jedoch nicht erforderlich, diese Ab- 
sicht in den Gesetzestext aufzunehmen. Auch insoweit 
wird auf den Parallelfall des Gesetzes zur Umsetzung der 
EG-Einlagensicherungsrichtlinie und der EG-Anleger- 
entschädigungsrichtlinie verwiesen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 1 Satz 1 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Die Änderung 
würde zu Widersprüchen innerhalb des Gesetzes führen, 
da die in den folgenden Vorschriften vorgesehene Unter- 
scheidung von Beiträgen und Sonderbeiträgen durchbro- 
chen würde. Es soll dabei bleiben, dass sich die Siche- 


rungseinrichtung grundsätzlich durch regelmäßige Bei- 
träge finanzieren soll, bis der vorgesehene Sollbetrag er- 
reicht ist. Die Bundesregierung hält das Vorhandensein 
eines gewissen Kapitalstockes für sinnvoll. Insbesondere 
soll das spätere Insolvenzuntemehmen selbst auch Bei- 
träge zum Sicherungsvermögen geleistet haben. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 4 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Die Bestim- 
mung eines von der Sicherungseinrichtung vorzuhalten- 
den Mindestvermögens ist eine wesentliche Entschei- 
dung, die vom Gesetzgeber selbst getroffen werden muss. 
Aus der gewählten Formulierung wird zugleich deutlich, 
dass der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Einrichtung 
nicht verpflichtet ist, ein höheres Vermögen vorzuhalten, 
dass ihr dies aber auch nicht von Gesetzes wegen unter- 
sagt sein soll. Die Regelungen der Durchführungsverord- 
nung sollen dagegen nur das Verfahren regeln und - in 
Konkretisierung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes - 
eine übermäßige Belastung der Versicherungsunterneh- 
men vermeiden, die zu Beiträgen an die Sicherungsein- 
richtung verpflichtet sind. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 129 Abs. 6 Satz 1 VAG) 

Dem Vorschlag soll nicht gefolgt werden. Die Anhörung 
anderer Bundes- oder Länderbehörden oder auch der Auf- 
sichtsbehörden anderer EU-Mitgliedstaaten ist im Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetz nicht unüblich. 

9. Zu Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe b (§ 29 Abs. 2 Satz 1 
KWG) 

Der Prüfbitte kann nicht entsprochen werden. Bei den 
Anti-Geldwäschepflichten handelt es sich nicht um einen 
statischen Mechanismus, dessen Existenz und Funktions- 
weise sich in einem auf zwei Jahre gestreckten Prüfungs- 
intervall überprüfen ließe. Interne Sicherungsmaßnah- 
men sind nach den Vorgaben der EU-Geldwäsche- 
richtlinie den aktuellen Risiken der Geldwäsche laufend 
anzupassen; das interne Risikomanagement ist entspre- 
chend zu aktualisieren. 

Der Bundesrat verkennt im Übrigen, dass die geld- 
wäscherechtlichen Pflichten, unabhängig davon, ob sie 
bereits im GwG oder KWG geregelt sind, bereits jetzt 
zum Gegenstand der Jahresabschlussprüfung gehören. In- 
soweit soll die systematische Änderung in Artikel 3 des 
Gesetzesentwurfs wegen des lediglich auf das GwG bezo- 
genen Wortlauts von § 29 Abs. 2 KWG nur für Rechts- 
klarheit sorgen. Zu einer höheren Kostenbelastung im 
Prüfungswesen führt jedoch Artikel 3 entgegen der An- 
sicht des Bundesrates nicht, da die Verpflichtung zur Prü- 
fung der Einhaltung der §§ 24c, 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 
§ 25b KWG bereits aus der allgemeinen Verpflichtung 
des § 29 Abs. 1 Satz 1 KWG resultiert und schon seit dem 
Jahr 2002 Gegenstand der Jahresabschlussprüfung ist. 
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Eine Streckung der Prüfungsintervalle im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung müsste im Übrigen zum Zwe- 
cke des Schutzes der Integrität und Reputation des Fi- 
nanzplatzes Deutschland und seiner Institute dadurch 
kompensiert werden, dass die Zahl der bei den Instituten 
durchgeführten Sonderprüfungen gemäß § 44 KWG in 
Zukunft drastisch erhöht wird. Dies würde die Prü- 
fungskosten im Ergebnis sogar drastisch erhöhen. 

1 0. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 53b Abs. 3 Satz 1 KWG) 

Der Prüfbitte wird entsprochen. Eine Aufnahme des 
§ 25b KWG in § 53b Abs. 3 KWG hat die Bundesregie- 
rung bislang im Hinblick auf die von der EU-Kommis- 
sion angekündigte Schaffung einer Rechtsverordnung 
zur Umsetzung der Sonderempfehlung VII der Finan- 
cial Action Task Force on Money Laundering (FATF) 
zurückgestellt. Eine solche Rechtsverordnung würde 
die Institute in den übrigen EU-Ländem Verpflichtun- 
gen unterwerfen, die mit § 25b KWG vergleichbar wä- 
ren. 


Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz in ei- 
nem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 
§ 25b KWG zu unterstellen. 

11. Zu Artikel 4a - neu - (§ 2 Abs. 2 Gesetz über die Er- 
richtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Versiche- 
rungswesen) 

Dem Vorschlag soll in diesem Gesetzentwurf nicht ge- 
folgt werden. Die Bundesregierung stimmt dem Bun- 
desrat zu, dass eine Klarstellung der Aufgaben der Auf- 
sichtsbehörde zweckmäßig ist. Die Bundesregierung 
beabsichtigt jedoch im Rahmen ihrer Maßnahmen zur 
Rechtsbereinigung das Gesetz über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen in 
nächster Zukunft aufzuheben. Die Zuständigkeitsrege- 
lungen sollen in einem eigenen Abschnitt des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes aufgenommen werden. 


12. Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Dem Vorschlag soll gefolgt werden. 


Nachdem gegenwärtig nicht absehbar ist, wann diese 
EU-Verordnung in Kraft tritt, macht es Sinn, auch 
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